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Schüſſe wird nicht mehr geachtet.
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1. Feſtſetzung der Preiſe über die Verarbeitung von Gemüſe
und Obſt.

Tageschronik
Der Friedensſchluß mit Finland zugleich ein Schutzvertrag.
Lenin vor dem Rücktritt
Japan macht Ernſt in Sibirien,
Vor der iriſchen Revolution.
Norwegiſche und däniſche Auch-Neutralität!

Das öffentliche Leben
im bolſchewiſtiſchen Rußland

Nichts kann die kataſtrophalen Folgen der bolſchewiſtiſchen
Herrſchaft eindrucksvoller dartun, als die völlige Zerſetzung der
öffentlichen Ordnung, die auch jenen, die Rußland früher nicht
kannten, in den verſchiedenſten Erſcheinungsformen auf Schritt
und Tritt in die Augen ſpringt. Petersburg, das zu Friedens-
zeiten eine für ruſſiſche Verhältniſſe muſtergiltige Stadt war,
iſt zur Karrikatur einer Großſtadt geworden. Die Staßenver-
hältniſſe fpotten jeglicher Kritik; die Hauptſtraßen, ſelbſt der
NewskiProſpekt, gleichen Trichterfeldern und ſind nahezu un-
paſſierbar. Der Straßenbahnbetrieb iſt oft wochenlang ganz
oder teilweiſe eingeſtellt, die Geleiſe ſind auf vielen Linien unter
der Schneedecke nicht mehr ſichtbar. Die Beleuchtung ſetzt un-
vermittelt oft tagelang aus. Die überwiegende Mehrzahl der
Holels, Geſchäftsräume und Privatwohnungen iſt ungeheizt.
Die Schulen ſind durch viele Wochen infolge Kohlenmangels
geſchloſſen.

Wenn auch die Theater und Vergnügungslokale nicht ge-
ſchloſſen ſind, ſo weit es die Beheizungs- und Beleuchtungsver-
hältniſſe zulaſſen, ſo wäre es dennoch verfehlt, aus dieſem Um-
ſtande elwas anderes zu folgern, als daß ſich das Schwungrad
des öffentlichen Lebens nicht mit einem Schlage aufhalten läßt,
ſondern allmählich zum Stillſtande kommen muß.

Das Publikum der ruſſiſchen Hauptſtädte hat ſich mit der
Ruhe der Verzweiſlung in die Verhältniſſe gefügt.

Die Polizei hat zu beſtehen aufgehört. Die Sicherheitszu-
ſtände laſſen ſich auch nicht annähernd ſchildern. Es herrſcht
völlige Anarchie, die vom Geſindel auf das ausgiebigſte ausge-
nützt wird. Strolche in Schlitten und Automobilen halten auch
in den belebteren Vierteln Paſſanten und Fuhrwerke an, be
rauben ihre Opfer unter Todesdrohungen und laſſen ſie halb-
nackt im Schnee liegen. Das Schießen in den Straßen iſt der
Bevölkerung ſchon zur Gewohnheit geworden. Auf einzelne

Plünderungen noch vorh n
dener Wein- und Schnapslager werden unter Mitwirkung der
Roten Garde auf Befehl der Regierung zwecks „Liquidation der
Alkoholbeſtände“ im Beiſein des Pöbels vorgenommen, der
ſinnlos betrunken das Feſt mit einer Schießerei auf Paſſanten
beſchließt. Stellenweiſe greift die Bevölkerung zur Scibſthilfe
durch Lynch-Juſtiz, die oft unter abſcheulichen Grauſamkeiten
vor ſich geht und der nicht ſelten Unſchuldige zum Opfer fallen.
Die Rubrik „Lynch-Juſtiz“ iſt in der Tagespreſſe ſtändig. Be
ſonders beliebt iſt das Zielſchießen aus den Schlitten auf Vor
überfahrende. Einer ſolchen Spezialität wäre ein Mitglied der
deutſchen Delegalion um ein Haar zum Opfer gefallen.

Die Regierung zeigt nicht das geringſte Intereſſe für die
Behebung dieſer Zuſtände. Jn der von bolſchewiſtiſchen Jdeen
durchſetzten Provinz iſt es nicht beſſer. Jn Sewaſtopol haben
ſich vor kurzem unbeſchreiblich grauenhafte Szenen abgeſpielt,
als die bolſchewiſtiſchen Matroſen ein Pogrom auf ihre Offiziere
veranſtaltteen. Hunderte von Marineoffizieren fielen als Opfer
der vertierten Matroſen. Ein völlig gelähmter Vize-
Ad miral wurde mit ſeinem Kameraden vor ein Revolutions-
Tribunal geſchleppt und zum Tode verurteilt. Da er nicht
ſelbſt zum Richtplatz gehen konnte, trug ihn ſein Kamerad auf
den Schultern dorthin, wo beide füſiliert wurden. Jeder
Marine-Offizier, der nicht Volſchewiki war, wurde als Bourgois
bezeichnet, entweder erſchoſſen oder kurzerhand erſchlagen.
Lokomotivführer, die ſich weigerten, heimreiſende Soldaten auf
die Lokomotive zu laſſen, wurden buchſtäblich in Stücke ge
riſſen. Bei der Grundenteignung wurden viele Grundbe-
wer mit Weib und Kind in ihren Häuſern verbrannt. Wohl
at die Regierung die Todesſtrafe formell abgeſchafft, ſieht aber

der inoffiziellen Ausrottung „bourgeoiſer“ und „fkontrerevo
lutionärer“ Elemente untätig zu. Hingegen arbeitet ſie emſig
an der Verbeſſerung der Weltordnung!

Das Erbrecht iſt aufgehoben, das Erbteil geht ins Natio-
nalvermögen über. Ein Dekret zur Abſchaffung des „Hände-
druckes“ iſt in Ausarbeitung. Die Kürzung aller Offiziers und
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Sonnabend, den 9. März 1918.

Beamtengehälter hat ein unſagbares Elend unter der
Beamtenſchaft und den geweſenen Offizieren zur Folge gehabt.
Auf dem Nikolai-Bahnhof kann man Stabsoffiziere als Pack-
träger arbeiten ſehen Frauen höherer Beamten betteln in den
Vorzimmern der neutralen Geſandtſchaften.

Unter den geſchilderten Umſtänden iſt es ſelbſtverſtändlich,
daß die ganze ruſſiſche Bourgeoiſie und der größte Teil
der ruſſiſchen Demokratie aus politiſchen und öko
nomiſchen Gründen den Bolſchewiki mit wütendem
Jngrim m gegenüberſteht, der ſeinen Ausdruck täglich in der
oppoſitionellen Preſſe und in jedem Privatgeſpräche findet.
Kein ruſſiſcher Revolutionär iſt je dem zariſchen Regime mit ſo
unverſöhnlichem Haſſe entgegengetreten wie die Oppoſition der
gegenwärtigen Gewaltherrſchaft der Bolſchewiki. Das Bürger-
tum ſieht in ihnen die Vernichter ſeiner Exiſtenz und des Wirt
ſchaftslebens, die Demokratie die Mörder der ruſſiſchen Freiheit.

Die Sprengung der Konſtituante, in der die Bolſchewiki
trotz Wahlbeeinſluſſung bloß über ein Drittel der Stimmen ver-
fügten, hat die Zahl ihrer Gegner noch vermehrt. Alle Mittel,
die der ruſſiſchen Jntelligenz zur Verfügung ſtehen, werden mit
größer Entſchloſſenheit gegen die Bolſchewiki in Anwendung
gebracht. Vornehmlich Streik und paſſive Reſiſten z.
Der ganze bolſchewiſtiſch regierte Teil Rußlands iſt ren der
organiſierten Abwehrbewegung ergriffen Lehrer, G
beamte, Bankbeamte, die höheren Funktionäre des öffernichen
Dienſtes, Poſt-, Telephon- und Telegraphenbeamte ſtreiken
ſern an paſſive Reſiſtenz, der die Regierung hilflos gegen
überſteht.

Das bolſchewiſtiſche Gerichtsweſen hat mit einer Rechts
ſprechung nichts gemein. Statt der ordentlichen Gerichte ſind
die Revolutions-Tribunale eingeſetzt, in denen das Urteil ohne
irgend welche geſetzliche Grundlagen von den wahllos zugezoge-
nen Schöffen nach Gutdünken und Stimmung gefällt wird.
Jm Gerichtsſaal ſpielen ſich wüſte Szenen ab, wenn die
Zuſchauer ihren Proteſt gegen die Angeklagten oder auch die
Richter zum Ausdruck bringen. Wiederholt wurden milde
Urteile, die nicht die Zuſtimmung des Pöbels fanden, von die-
ſem auf eigene Fauſt abgeändert und durch Akte roheſter
Lynchjuſtiz korrigiert.

Das alles ſind offenkundige Tatſachen. Ebenſo offenkundig
aber iſt die warme Sympathie unſerer Sozialdemokraten, zu
mindeſt der „Unabhängigen“, für die ruſſiſchen Maximaliſten.
Und trotzdem beharrt die preußiſche Regierung darauf, dieſen
Elementen zur Herrſchaft im preußiſchen Landtage zu verhelfen
durch die Einführung des allgemeinen gleichen Stimmrechts,
welches die Maſſe zur Herrſchaft bringen muß. Vermag die
Regierung wirklich nicht zu erkennen, daß ſie ſich damit zum
Schrittmacher des deutſchen Bolſchewismus
macht-? Videant Conſules!

Die Entwickelung der Friedensfrage.
z Der Friedensvertrag mit Finland.

Berlin, 7. März. Heute mittag wurde der Friedens-
vertrag zwiſchen Deutſchland und Finland, ebenſo ein
Handels- und Schiffahrtsabkommen ſowie ein
Zuſatzprotokoll zu beiden Verträgen unterzeichnet.

Jn Artikel 1 wird erklärt, daß zwiſchen Deutſchland und
Finland kein Kriegszuſtand beſteht, und daß die ver-
tragſchließenden Teile entſchloſſen ſind, fortan in Frieden und
Freundſchaft miteinander zu leben. Deutſchland wird da-
für eintreten, daß die Selbſtändigkeit und Unabhän-
gigkeit Finlands von allen Mächten anerkannt
wird. Dagegen wird Finland keinen Teil ſeines Be
ſitzſtandes an eine fremde Macht abtreten noch
einer ſolchen Macht eine Servitut an ſeinem Hoheits-
gebiet einräumen, ohne ſich vorher mit Deutſchland verſtän-
digt zu haben.

Die folgenden Artikel betreffen die Wiederaufnahme der
diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen ſofort nach der
Beſtätigung des Friedensvertrages, den gegenſeitigen Ver-
zicht auf Erſatz von Kriegskoſten und Kriegsſchäden,
die Wiederherſtellung der Staatsverträge durch Privatrechte,
den Austauſch der Kriegsgefangenen und Zivil-
internierten und den Erſatz für Zivilſchäden.

Was die Staatsverträge anbelangt, ſo ſollen die außer
Kraft getretenen Verträge zwiſchen Deutſchland und Rußland
durch neue Verträge erſetzt werden, die den veränderten
Anſchauungen und Verhältniſſen entſprechen. Jnsbeſondere
ſoll alsbald über einen Handels und Schifiahrtsvertrag unter
handelt werden. Einſtweilen werden die Verkehrsbeziehungen
zwiſchen den beiden Ländern durch das Handels und Schiff
fahrtsabkommen geregelt.

Bezüglich der Privatrechte treten alle Kriegsgeſetze
mit der Beſtätigung dieſes Vertrages außer Kraft. Die
Schuld verhältniſſe werden wiederherge-
ſtellt und die Bezahlung der Verbindlichkeiten, insbeſondere
der öffentliche Schuldendienſt, wieder anſgenommen. Zur Feſt-
ſtellung der Zivilſchäden ſoll in Berlin eine Konimiſſion zuſam-
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mentreten, die zu je einem Drittel aus Vertretern der beiden
Teile und neutralen Mitgliedern gebildet wird; um die Bezeich
nung der neutralen Mitglieder, darunter des Vorſitzenden, ſoll
der Präſident des Schweizeriſchen Bundesrats gebeten werden.
Die kriegs gefangenen Finländer in Deutſchland
und die kriegsgefangenen Deutſchen in Finland ſollen
tunlichſt bald ausgetauſcht und die beiderſeitigen Ver
ſchickten oder intermierten Zivil angehörigen heimbefördert
werden.

Zur Regelung der Aalandsfrage wird beſtimmt, daß
die auf den Jnſeln angelegten Befeſtigungen ſo bald wie
möglich entfernt und die dauernde Nichtbefeſtigundieſer Jnſeln durg ein beſonderes Abkommen gererg erf
werden ſoll.

Das Handels und Schiffahrtsabkommen entſpricht im all
gemeinen den Grundfätzen, die den entſprechenden Verträgen
mit der Ukraine und Rußland zu Grunde liegen. Während des
Beſtehens dieſes Abkommens wird der finiſche Zolltarif
nach dem Stande vom 1. Januar 1914 gegenüber Deutſchkand
in Anwendung kommen. Der Tarif kann während dieſer
Zeit Deutſchland gegenüber weder erhöht noch durch
Zölle auf bisher zollfreie Waren erweitert werden. Auch
bezüglich der Eiſenbahnen und der Seeſchiffahrt
wird die Meiſtbegünſtigung vereinbart. Der Poſt
und Telegraphenverkehr ſoll nach den Beſtimmungen
des Weltpoſtvertrags und ſeiner Nebenabkommen aufgenom-
men werden. Jeder vertragſchließende Teil wird die Zeit-
wanderung ſeiner Angehörigen in das Gebiet des anderen
Teiles zur Beſchäftigung in land wirtſchaftlichen Be
trieben geſtatten. Dieſes Abkommen ſoll zwei Wochen
nach dem Austauſch der Beſtätigungsurkunden in Wirkſamkeit
treten. Eine Zuſatzerklärung beſagt, daß das Abkommen vor-
erſt keine Aenderung der Vorſchriften bewirken ſoll. die inbezug
auf Gefellſchaften gewiſſer Art die finiſche Staatsangehörigkeit
zur Bedingung machen. Jedoch ſollen auch in dieſer Hinſicht
die Angehörigen des Deutſchen Reichs den Finländern tunlichſt
bald gleichgeſtellt werden.

Finland ſtellt ſich mit dieſem Vertrage auch politiſch
unter den Schutz und die Oberhocheit des Deut-
ſchen Reiches, ein Ergebnis, das gewiſſen engliſchen und
amerikaniſchen Beſtrebungen ſchnurſtracks zuwiderläuft. Die

ruſſiſche Regierung hat zweifellos an England und Ame-
rika Servituten auf die finiſchen Wälder und Berg-
werke verliehen, durch welche durch den Artikel 1 des Ver
trages ein dicker Strich gemacht wird. Aus dieſem Grunde
wird auch klar erſichtlich, weshalb Finland ſich nicht an Schwe
den anlehnen konnte, da dieſes gar nicht in der Lage war, ihm
gegen die Ausbeutung durch die angelſächſiſchen Raubgeſellen
Schrz zu gewähren. Jedenfalls haben wir mit dieſem Ver
trage ein wertvolles Pfandobjekt der Entente gegenüber in die
Hand bekommen.

Deutſchland und Rumänien.
Wir haben bereits angedeutet, nach welcher Richtung hin

ſich die Forderungen bewegen dürften, mit denen das
Deutſche Reich in die Friedensverhandlungen mit Rumä
nien eingetreten iſt. Jn der Hauptſache kommt es uns auf
die Wahrung unſerer wirtſchaftlichen Jnter-
eſſen an. Obenan ſteht dabei die Frage unſerer ausgiebigen
Beteiligung an der rumäniſchen Petroleumindu-
ſt rie. Jn zweiter Reihe handelt es ſich darum, uns die
Ueberſchüſſe der rumäniſchen Getreideernten auf
längere Zeit hinaus zu ſichern. Eine Kriegs entſchä
digung als ſolche ſteht auch Rumänien gegenüber (leider
nicht auf unſerem Programm, wohl aber ſoll nach Mitteln
und Wegen geſucht werden, uns auf in direktem Wege
einen Ausgleich für die Kriegslaſten zu ſichern, die
uns durch Rumäniens Schuld aufgebürdet worden ſind. Dabei
dürfte in erſter Reihe darauf hingewirkt werden, zu erreichen,
daß die Requiſitionen, die im Laufe des Krieges von
uns erhoben worden ſind, zur Aufrechnung kommen, ſo
daß eine Bezahlung von unſerer Seite ſich erübrigen
würde. Wie wir hören, handelt es ſich hierbei um eine Summe,
die den Betrag von einer Milliarde Mark erreichen

dürfte. dDer Friede mit Rumänien wird übrigens als Gegenſtüd
zum Brotfrieden mit der Ukraine als der Oelfriee
den bezeichnet.

Wieder eine Verbeugung gegen England!
Zu einer vor Kurzem erſchienenen Erklärung des Lord

Buckmaſter in „Daily News“ nimmt in einem merkwürdig
wohlwollenden Artikel die „Ndd. Allg. Ztg. jetzt Stellung.
Buckmaſter beurteilt die letzte Rede Graf Hertlings für einen
Engländer recht objektiv und verſucht ihr gerecht zu werden, ſo
weit das einem Engländer überhaupt möglich iſt. Das iſt zu
zugeben. Die halbamtliche Zeitung meint dazu:

„Dieſe Aeußerung verdient nach Ton und Jnhalt Be
achtung. Es handelt ſich zwar um eine einzelne
Stimm e. immerhin aber iſt es erfreulich, ein vernünſtiges
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Urteil zu verzeichnen, das dem Reichskanzler Gerechtigkeit
widerfahren läßt und ſeinem Gedankengang ganz ohne Vorein
genommenheit folgt.“

Wir ſind in der r veichlich beſcheiden geworden
Bezw. geblieben. Es e beſſer, ſolche Aeußerungen weißer
Sperlinge zu überſehen, da ſie für das amtliche England doch
bedeutungslos ſind, als ſie zum Gegenſtand von Komplimenten
und indirekten Anbiederungen zu machen, die unſerer Sache nur
immer von Neuem ſchaden können und werden!

Vom Krieg und frieden,
Die japaniſche Aktion

Die Japaner auf dem Marſch nach Jrkutsk?
Stockholm, 7. März. Dem Organ Lenins, der „Prawda“,

zufolge ſind aus Jrkutsk ſehr beunruhigende Nach-
richten in Petersburg einlaufen, nach denen ſich mehrere
japaniſche Jnfanterie-Regimenter bereits auf dem
Marſche nach Jrkutsk befinden. Die Japaner ſcheinen
nicht mit eigenen Truppen vorgehen zu wollen, ſondern ſie haben
auch chineſiſche Truppen zur Verfügung, die ſie aber bei
den Operationen von Charbin aus benutzen wollen. Alle
Eiſenbahnlinien, die Eiſenbahn und Telegraphenſtationen
ſind teils von den Chineſen teils von den Japanern
beſetzt. Jn Wladiwoſtok und Charbin regieren
jetzt ſchon die Japaner. Die Volſchewiki- Behörden wurden
abgeſetzt. Die ruſſiſchen Familien verſuchten nach Rußland zu
ſlüchten, es iſt ihnen dies aber wegen der ſtrengen Kontrolle
der Japaner unmöglich. Sowohl in Charbin, wie in Wladi-
woſtok herrſcht im übrigen vollkommene Ruhe.

Welche Tatſachen dieſem Bericht zugrunde liegen, iſt einſt
weilen noch nicht genau zu überſehen.

Zenſur und Haſenſperre in Japan.
Amſterdam, 7. März. Aus San Francisco wird ge-

meldet: Die japaniſche Regierung hat eine ſtarke Zenſur an-
geordnet und hat zunächſt die Abſendung von politiſchen Tele-
grammen unterfagt. Ferner ſind ſeit Dienstag alle ja pani-
ichen Häfen geſperrt.

Die ſibiriſche Ausfuhr ſoll unmöglich gemacht werden.
Notterdam, 7. März. Man nimmt nach Mitteilun

zen aus New york in Waſhington allgemein an, daß die
japaniſche militäriſche Aktion gegen Sibirien un mit-
telbar bevorſteht. Man glaubt, daß die Japaner mit
ungeheurer Schnelligkeit vorgehen werden, um ſelbſt
die erſte Ausfuhr von Sibirien nach Deutſchland
unmöglich zu machen.

Das iſt wieder ſo ein Moment, mit welchem die Entente-
preſſe ſich ſelbſt und ihre Völker zu betrügen verſucht. Daß
vorderhand eine Ausfuhr von Sibirien nach Deutſchland gar
nicht in Frage kommt, liegt für jedermann, der ſeinen geſunden
Verſtand noch beſitzt, ohne Weiteres klar. Aber man muß doch
Gründe finden, um das eigene Mißtrauen glaubhaft zu
maskieren.

Ruſſiſche Vorſichtsmaßnahmen gegen Japan,

Rot terdam, 7. März. Aus San Francisco er-
ahren holländiſche Vlätter: Seit dem Auftreten der Japaner im
ſten Rußlands ſind ſtarke ruſſiſche Truppen-

waſſen aufgeboten worden, um die transſibi-riſche Bahnlinie zu zerſtören. Zwiſchen dem Mur-
manSee und der chineſiſchen Grenze ſind die Gleiſe bereits
geſprengt.

Chineſiſch-japaniſcher Zuſammenſchluß.

Rotterdam, 7. März. „Daily Mail“ erfährt aus Tient-
ſin Das chineſiſche Kabinett entſchloß ſich zur
völligen Zuſammenwirkung mit Japan. Peking
wird bald einen Bevollmächtigten nach Japan ſen-
den, um über militäriſche Angelegenheiten zu beraten, und wird
de auffordern, militäriſche Delegierte nach Peking zu
enden.

Uebereifrige Vertrauenskundgebungen für Japan.
Waſhington, 6. März. (Reuter.) Von maßgebender

Seite wird erklärt, daß die Vereinigten Staaten
keine Mitteilungen an Japan über deſſen Vorſchlag,
in Sibirien vorzugehen, geſandt haben. Aber auch ohne
ſchriftliche Mitteilungen kennt Japan die freundſchaft-
liche Haltung der Vereinigten Staaten. Es weiß auch,
daß die Vereinigten Staaten zu Japan das Vertrauen
haben, daß eine Unternehmung in Sibirien in ſelbſtloſer
Abſicht (1) geſchehen würde. Aber mit Rückſicht auf die mög-
liche moraliſche Wirkung auf Rußland ſind die Ver
einigten Staatender Anſicht, daß, wenn eine Aktion
eintritt, ihre abſolute Notwendigkeit deutlich ge
worden ſein müſſe. Dieſe Anſicht iſt England gegenüber aus-
geſprochen worden, durch deſſen Vermittlung die Vereinigten
n etz7 von der Haltung Japans in Kenntnis geſetzt worden
ind (1).

Newyork, 6. März. Nach einer halbamtlichen Meldung
der „Aſſoc. Preß“ aus Waſhington haben ſich Japan
und ſeine Verbündeten auf dem Grundſatz geeinigt,
daß, wenn ſich deutſcher Einfluß in Sibirien in
ſchädlicher Weiſe geltend macht und unmittelbare Ge-
fahr für den Verluſt an Kriegsvorräten beſtände, Japan
b erechtigt ſein ſolle, militäriſche Maßregeln zu ergreifen, um
ſeinen Verpfichtungen gemäß den Frieden im fernen
Oſt en für die Dauer des Krieges zu erhalten. Mei-
nungsverſchiedenheiten beſtehen darüber, ob Japan
bei einer ſolchen Unternehmung unterſtützt werden ſoll.
Die Vereinigten Staoten erteilen keine förmliche Zu-
ſt im mung zu den Plänen Japans, aber die Lage Japans
findet volles Verſtändnis, und wenn Amerika nicht
förmlich zuſtimmt, ſo wird das keine un günſtige Wir-
kung auf die beiderſeitigen Beziehungen haben. (Klei
ner Schäker

Aus dem Mſten
Die Lage im Oſten.

Die Auflöſung des ruſſiſchen Heeres vollzieht
ch weiter. Trotz des Abſchluſſes des Friedens haben Auf
zufe zur Fortſetzung des Kampfes erlaſſen der
Volkskommiſſar für Marineangelegenheiten von Charkow
an, ein Ausführungskomitee des politiſchen Rates von M o
kau aus, der Höchſtkommandierende der maximaliſti-
ſchen Truppen in der Ukraine und Rumänien, der
Marine ſtab in Petersburg, eine revolutionäres
Komitee des Don gebietes und ſchließlich nach Gefangenen
aus fagen der Oberbefehlshaber der inneren Front.

Der Waffenſtillſtand zwiſchen Rumänien und Rußland iſt
Am 5. März abgelaufen. Der ruſſiſche Oberbefehlshaber Mu-
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rawitew hat nach einem Funkſpruch des Volkskommiſſars
in Charkow nur Befehl zur Einſtellung der Feindſeligkeiten
für die Nord und Weſtfront gegeben, nicht aber gegen die
rumäniſche Front. Auch de Rumänen betrachten an
ſcheinend ihre Ope rationen in Beſſarabien als noch
nicht beendet.

Sozialiſten- Oppoſition in Petersburg gegen den Frieden.
Berlin, 7. März. Jn Berliner politiſchen Kreiſen wird

bekannt, daß ſich in Petersburg ein Teil der Sozia-
liſten gegen eine Ratifizierung des Friedensver-
trages ausgeſprochen hat. Lenin ſelbſt iſt für die Rati-
fizierung eingetreten. Man hält es jedoch für wahrſcheinlich,
daß Rußland ſeinen Verpflichtungen in dieſer Hinſicht nach
kommen wird.

Stockholm, 7. März. Obwohl Lenin in den Reihen
der Bolſchewiki vor einigen Tagen noch die Mehrheit des
Sowjets hinter ſich hatte, ſcheint er den Boden unter
den Füßen nunmehr verloren zu haben. Um nicht erſt
den durch ſeine Anhänger herbeigeführten Sturz abzuwarten,
hat ſich Lenin zum Rücktritt eniſchloſſen, Dieſen hat
er in einer der letzten nächtlichen Sitzungen augekündigt
und ſich im übrigen bereit erklärt, ſeine Tätigkeit in der
Partei gänzlich ein zuſtellen.

Die Entente- Diplomaten wieder in Petersburg?
Stockholm, 7. März. Der engliſche, der franzö-

ſiſche und der italieniſche Botſchafter in Peters-
burg erhielten während ihrer Anweſenheit in Helſingfors
von ihren Regiernngen die telegraphiſche Weiſung. ſofort auf
ihren Poſten nach Petersburg zurückzukehren. Der
amerikaniſche Botſchafter dagegen iſt nach Berichten
aus Petersburg bereits auf der transſibiriſchen Bahn unter-
wegs, um zunächſt mit der japaniſchen Regierung in To-
ki vo zu verhandeln.

Die Stimmung im rumäniſchen Heer.
Die Bekanntgabe des Vorfriedensvertrages im

rumäniſchen Heere wurde von den Offizieren mit Reſig-
nation, von den Soldaten mit Jubel aufgenommen. Es
herrſcht eine tiefgehende Erbitterung gegen Bra
tianu wegen des Unglücks, das er über Rumänien herauf-
beſchworen habe. General Avereseu foll von Anfang an
vorausgeſagt haben, daß das Unternehmen Bratiganus
für Rumänien übel ablaufen werde. Sein Verhältnis
zu dem franzöſiſchen General und Berater Berthelot ſei
infolgedeſſen ein ſehr ſchlechtes geweſen. Als Averescu im
Dezember v. J. den Krieg für verloren erklärte und Friedens-
ver handlungen anriet, um noch günſtige Bedingungen zu er-
reichen, geriet er in heftige Differenzen mit Berthelot. Dieſer
war aber zu ſtark, als daß Averescus Rat hätte durchdringen
können. Das Verhähßtnis zwiſchen der Armee und den Fran-
zoſen im allgemeinen verſchlechterte ſich immer mehr,
als man erfuhr, das Berthelot in Frankreich wegen Un-
brauchbarkeit abgeſägt worden ſei, und weil ſich heraus-
ſtellte, daß das von Frankreich gelieferte Material min-
derwertig war.

Folgen der Verführung Rumäniens.
Genf, 7. März. „Jonurnal de Geneve“ ſieht in dem ru

mä niſchen Friedensſchluſſe die Beſiegelnng
der Vormachtſtell nung Deutſchlands in Mittel-
europa und auch die Balkan vorherrſchaft Bulgariens.
Der Eintritt Rumäniens und der Ukraine in das politiſche
und wirtſchaftliche Syſtem Zentraleuropas ſei die logiſche
Folge der drei Friedensverträge und verſchaffe Deutſchland
und Oeſterreich- Ungarn eine wirtſchaftliche Vor-
machtſtellung, die auch für die Schweiz nicht
ohne Gefahren bleiben könne, da die Eidgenoſſenſchaft
außer für die Eiſen- und Kohlen auch für die Getreide- und
Oelverſorgung auf die Mittelmächte angewieſen ſei. Alles in
allem: die Verführung Rumäniens zum Kriegsende für die
Entente und für ganz Europa mit einem furchtbaren Un
glück, ja mit einer Kataſtrophe.

Noch immer Kämpfe in Finland.
Stockholm, 6. März. Wie „Allehanda“ aus Waſa er-

fährt, wurde das Hilſegeſuch der finiſchen Regierung an Deutſch
land vor allem dadurch veranlaßt, daß fliehen de Rote
Gardiſten aus Eſthland und Livland nach Fin-
land ſtrömten und dort die Revolutionäre unterſtützten. Die
Roten Gardiſten in Südfinland tun alles, um ihre wankende
Herrſchaft zu befeſtigen. Jn Wiborg wurden alle bürger-
lichen Zeitungen verboten. Jn Rtihimaeki werden die
Bürger zu Zwangsarbeiten angehalten, ſie müſſen ſcheuern, und
die T rieſt er werden gezwungen, die Latrinen der Ruſſen
zu leeren.

Aus dem Weſten
Die Rieſenvorbereitungen im Weſten.

Jm „Berner Bund“ ſchreibt Stegemann zur bevor-
ſtehenden Offenſive: Die Entwickelung ſchleicht, wenn
man die ungeheuere Spannung in Betracht zieht, mit der in
dieſen Tagen und Wochen jedermann den kommenden Dingen
entgegenblickt. Sieht man aber von dieſer pfychologiſchen Zeit
bewertung ab, ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß gerade
das Gegenteil richtig iſt. Und wenn in wenigen Wochen große
Operationen beginnen und bis dahin keine Brücke der Verſtän-
digung zwiſchen den feindlichen Völkern geſchlagen iſt, wird man
mit Schrecken inne werden, wie ſchnell ſich dieſe Entwickelung
vollzogen hat und wie enorm die militäriſchen Vorbereitungen
waren, die ſich in dieſen Tagen vollziehen. Die gewaltigen
Erkundungen und zahlreichen Störungsverfſuche im Weſten
nehmen inzwiſchen ihren Fortgang. Noch iſt der Augenbfick
der erwarteten großen Offenſive nicht gekommen, aber jeder
Tag, der hinter uns verſinkt, bringt uns ihr näher und ver-
kürzt die Friſt, die ſich zur Herbeiführung eines allgemeinen
Friedens aus dem Zwiſchenraum ergibt, den wir trotz der
er ſchleichenden Entwicklung allzu bald verſtrichen ſehen
werden.

Die Erfolge der deutſchen Flieger in Nancy.
BVern, 6. März. Pariſer Blätter berichten, daß in der

Nacht vom 26. zum 27. Februar zwiſchen 6 Uhr abends und
Mitternacht deutſche Flugzeuge mehrere Luftangriffe
auf Nancy unternahmen, wodurch in der Stadt und ihrer
Umgebung beträchtlicher Schaden angerichtet und un-
gefähr 10 Perſonen getötet wurden. Jn der Stadt entſtanden
mehrere Brände. An mehreren Stellen ſind Häuſer
eingeſtürzt und ungeheure Trichter aufgeworfen.
„Journal“ zufolge ſind beinahe alle Stadtviertel ſchwer be
troffen.

Neue U-BVootsmärchen von Erik Geddes.
Der erſte Lord der engliſchen Admiralität Sir Erik Geddes

log dem Unterhauſe wieder einmal gründlich die Hucke voll
über Englands Erfolge im UBootskriege und im Schiffbau.
Erſtaunte Gegenäußerungen aus dem Hauſe nötigten ihn dann
nachträglich zu einigen „Richtigſtellungen“, die natürlich auch
noch weit von der Wahrheit entfernt bleiben. Trotz der Unter
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bung durch Bonnar Law erzielte der eole Lord der

en Preſſe zufolge doch nur einen „peinlichen Eindruck.
lange lügt, find't kurzen Glauben

Ranchloſe Pfeiſen in England.
Rotterdam, 7. Mörz. „Maasbode“ zufolge ſchreibt 9

9

„Evening News“: Die Raucher in England wefür die weitere Dauer des Krieges ohne Zi gar ren 5f
garetten und Pfeifen aushalten müſſen. Es ſé
zwar noch für drei Monate Tabak vorhanden, dieſe
werde aber für die Soldaten und die Arbeiter in de
Kriegsbetrieben reſerviert bſeiben,

In Erwartung einer iriſchen Revolution.
Hauag, 7. März. Folländiſche Reiſende berichten, daß j.Liverpool außergewöhnliche Zrapvenmaſfe,

liegen, die, wie es heißt, nach Fraukreich verſchifft werde
ſollen, in Wirklichkeit aber bereit gehalten werden in Er
wartung einer Revolution in Frland.

Franuzöſiſche Abneigung gegen giftige Gaſe.
Der Funkſpruch Carnarvon vom 2. März 1 Uh

vormittags behauptet, die Deutſchen hätten als erſte in
Frühjahr 1915 giftige Gaſe verwendet. Aber ſchon in
Herbſt 1914 hat das franzöſiſche Kriegsminiſterium offiziellund bis ins einzelne gehende Anweiſungen über den ö
brauch giftiger Gaſe hergusgegeben und damit bewieſen
daß die Verwendung von Gaſen bereits vor dem Kriegt
von der franzöſiſchen Heeresverwaltung erwogen war
Der Gedanke iſt überhaupt ein rein franzöſiſcher. Sein Va
ter iſt der Franzoſe Tur pin. Schon vor dem Kriege plau,
derte die franzöſiſche Preſſe deſſen Erfindung aus, und in de
letzten Auguſttagen 1914, als die Verzweiſlung in Paris au
den Höhepunkt geſtiegen war, wurde plötzlich mit jnbelndei
Begeiſterung die Nachricht aufgenommen, durch ein giftigeg
Gas, eine Erſindung Turpins, ſeien über 100000
Deutſche im Walde von Compiegne erſtickt worden
Alſo nicht nur die franzöſiſche Heeresverwaltung hat zu er
giftige Gaſe angewandt, ſondern auch die franzöſiſche Pham
taſie hat ſich zuerſt an der Verwendung dieſes Kampfmittelg
berauſcht! Auf die Franzoſen kann man das Wort des
Goetheſchen Zauberlehrlings anwenden: „Die ich rief, die
Geiſter, werd' ich nun nicht los.“ Denn die Deutſchen
haben ſich not gedrungen dann auch zur Einführung gißf
tiger Gaſe entſchloſſen und zwar mit einem Erfolg, de
den Franzoſen Angſt einflößt.

Der Seerfrieg
Schickſal neutraler Schiffe.

Bern, 5. März. Nach den bis jetzt vorliegenden, au
nicht offizieller Quelle ſtammenden Meldungen, ging der ſpa
niſche Dampfer „Sardinerp“, der ausſchließlich eine für di
Eidgenoſſenſchaft beſtimmte Sendung von etwa 1000 To. Wei
zen, 1000 To. Roggen, 900 To. Mehl geladen hatte, am
28. Februar 20 Meilen weſtlich Caſablanca durch Tor,
pedierung unter. Der- Bundesrat muß beſtimmtere Nach-
richten unſerer diplomatiſchen Vertreter abwarten, um in der
Sache eine Entſcheidung faſſen zu können. „Sardinero“ iſt der
erſte von 472 ſeit Kriegsausbruch für das Landeskriegskom-
miſſariat vrwendten Schiffe, das torpediert wurde.

Anmerkung des W. T. B.: Es muß betont werden, daß
die Meldungen über die Torpedierung aus nichtamt-
licher Quelle ſtammen und nicht glaubwürdig klingen.

Madrid, 7. März. Nach einer Meldung des „Jmparcial?
berichtet das Marine-Kommando in Teneriffa, daß der
ſpaniſche Dampfſere „Villanueva“ von einem deutſchen
Unterſeebvot gezwungen wurde, ſeine als Banngut angeſproi
chene Ladung über Bord zu werfen, dann aber habe
weiterfahren dürfen.

Der Krieg mit Amerika.
Gegen die deutſchen Frauen in Amerika.

Waſhington, 5. März. Das Repräſentantenhaus h
einen Geſetzankrag angenommen, durch welchen die deut,
ſchen Frauen unter die feindlichen Ausländer
einbezogen werden. Das Juſtizdepartement war für ein
ſolche Maßnahme. Die Frauen waren bisher von der An
wendung des Geſetzes gegen feindliche Ausländer ausdrück
lich ausgeſchloſſen, man hatt aber gefunden, daß die
deutſchen Frauen dieſe Jmmunität ausnutzten (11). Der An
trag bedarf nur noch der Annahme durch den Senat.

Das amerikaniſche Luftkriegsprogramm.
Waſhington, 5. März. Die weitere Bewilligung von 450

Millionen Dollar für das Luftkriegsprogramnwurde vom Kriegsdepartement vom Kongreß gefordert üben

die bereits ausgeworfenen 640 Millionen Dollar hinaus. Der
Senatsausſchuß wurde benachrichtigt, daß 200 Millionen ſo-
fort gebraucht würden. Das Ziel iſt, den Vereinigten Stag-
ten auf ihren Kampfabſchnitten die Uebermacht im
Luftkampf zu ſichern (1). Der größte Poſten beträg-
15 Millionen Dollar für Baracken und Quartiere.

Die Neutralen
Siegreich und ſtark von der Oſtſee bis zum Schwarzen Meer.

Kopenhagen, 7. März. Unter der Ueberſchrift „Der dritte
Friedensſchluß“ beſchäftigt ſich Politiken“ an leitender Stelle
mit dem rumäniſchen Friedensſchluß. Man darf
annehmen, daß die Mittelmächte ſich nun die erforderliche
Mengen Petroleum ſichern und ſich überhaupt durch die
Forderung einer Vorzugsbehandlung gegen die feindliche
Handelspolitik zu ſchützen wiſſen werden. Nach den dref
Friedensſchlüſſen werden ſie die Rohſtoff- und Ernäh
rungsfragen ſo regeln können, daß das viele Gerede
vom Wirtſchaftskriege nach Friedensſchluß inhalt-
los wird. Siegreich, ſtark, feſt und geſchützt von der Oſtſes
bis zum Schwarzen Meer gehen die Mittelmächte ans den
Kriege im Oſten hervor.

Die norwegiſche „Neutralität“.
Hamburg, 7. März. Das „Hamb. Fremdenbl.“ bringi

einen Artikel ſeines Berliner Korreſpondenten unter der Ueber-
ſchriſt:: „Jſt Norwegen noch neutral worin et
ausſührt, daß jetzt fertiggeſtellte amerikaniſch-norwe-
giſche Warenabkommen, welches Norwegen einen
Teil ſeines in Amerika zurückgehaltenen Eigentums freigebe
und dafür den Export nach Deutſchland noch weiter
beſchneide, werde in Deutſchland ernſte Zweifel an
der norwegiſchen Neutralität aufkommen laſſen.
Die ententeſreundliche Preſſe, die offenbar ein ſchlechkes Ge
wiſſen wegen dieſer gar zu einſeitigen Nachgiebig-
keit habe, wage nun Deutſchland zur Annahme dieſer läch er
lich geringen Exportmengen zu ermuntern! Selbſt
das norwegiſche Regierungsorgan habe erklärt, daß die nor
wegiſche Jnduſtrie auch der deutſchen Zufuhr
dringend bedürfe, alſo auf deutſches Entgegenkommen
angewieſen ſei. „Morgenblad.“ habe feſtgeſtellt, daß da
deutſche Schwert Skandinavien den größten Dienſt d
durch erwieſen habe, daß es den Vormarſch der Ruſſe
gegen den Weſten aufgehalten Umſom
üſſe das mit Amerika befremden. Man

en der weiteren Entwickelung nur mit Beſorgnis entgegen
en.
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ch Dänentark ſahſietzt ein Handelsabkommen mit Ameritsr

Ko 7. März. Daily Chron.“ meldet nach einemer elegramm, daß Dänemark im Begriffe ſtehe,

n Handels abkommen mit Amerika abzuſchließen.
Folitiken“ bemerkt hierzu: Wir glauben ſagen zu können, daß
ſieſe Meldung auf jeden Fall verfrüht iſt. Soviel wir
niſſen, werden dieſe Verhandlungen fortgeſetzt. Wenn Weizen
ter den Waren genannt iſt, die wir aus Amerika erwarten
znnen, fo wäre dies unbeſtreitbar außerordentlich erfreulich.
denn Weizen haben wir in höchſtem Grade nötig. Bisher hat
her Amerika gerade bezüglich dieſer Ware eine derartige Hal
ung eingenommen, daß wir am beſten tun, uns z w eifelnd
zu verhalten, bis ſchließlich das Ergebnis der Verhandlungen
vorliegt.

Unruhen in Chriſtiania.
Chriſtignia, 7. März. Am Nachmittag und Abend

anden an verſchiedenen Stellen der Stadt Uuruhen ftatt,
n denen der Pöbel beteiligt war. Vorwiegend jugendliche
zerfſonen drangen in Läden und Väckereien ein plünderten
ſie Läden und zertrümmerten Fenſterſcheiben. Jn der Karl-
Johannſtraße wurde ein großer Väckerladen geſtürmt.
die Polizei nahm mehrere Verhaftungen vor.

Noch einmal der Fall „Jgotz Mendi“.
Verlin, 7. März. Jm Fable „Jgotz Mendi“ hat

dänemark einer däniſchen Bergungs- Geſellſchaft ver
joten, der deutſchen Priſe Hilfe zu leiſt en. Sollte die
s Verbot der Erwägung entſprungen ſein, daß es einem neu
ralen Staate verwehrt ſei, Handlungen in ſeinen Gewäſſern
zuzulaſſen, die eine Unterſtützung der Tätigkeit einer Priſe be-
euten, ſo muß man ſich wundern, daß Dänemark dieſen
Hrundſatz nicht auch engliſchen Priſen gegenüber
ur Geltung gebracht hat.

Jn einem Falle, in dem eine engliſche Priſe däniſche Ge
väffer angelaufen hat, hat das Schiff dort die Unterſtützung ge
unden, ohne die es ſeine Reiſe nicht fortſetzen konnte. Am
9. März lief nämlich der Dampfer „Kong Jnge“, der auf
er Fahrt nach einem deutſchen Hafen von einem engliſchen
ſnterſeeboot aufgebracht worden war, aus Kohlennot als eng-
ſche Priſe den däniſchen Hafen Frederikshavn an. Sie erhielt
dort anſtandslos die Kohlen, um ihre Reiſe nach Leith
fortfetzen zu können, und fuhr noch am Abend des
9. März ab.

Man fragt ſich, warum die Dänen geſtattet haben,
aß der engliſchen Prife „Kong Jnge“ die für ihre Weiter-
hrt notwendige Unterſtützung zuteil wurde, die Unterſtützung
er deutſchen Priſe „Jgotz Mendi“ aber verboten habe.W

Aus Statt und Amgebung
Die Tagesordunng der nächſten Stadtverordneten

Verſammlung
im kommenden Montag, iſt im heutigen Jnſeratenteil unſeres
Zlattes veröffentlicht.

Die ſtädtiſche Wurſtfabrikation
vird, wie wir erfahren. am nächſten Montag vom Magiſtrat
ud den Stdatverordneten beſichtigt.

Jm Kaifer-Panvrama
zerden nur noch bis einſchließlich morgen die vorzüglichen
Aufnahmen von dem Rieſen-Poſthampfer „Jmperator“ ge-
eigt. Ab Sonntag ſehen wir Bilder einer Wanderung in
r Eifel. Eine vaterländiſche Schüleraufführung
judet am nächſten Sonnabend im „Tivoli“ nachmittags 5 Uhr
att.

Anerkennung von Kriegsdienſtbeſchädigung.

Durch einen Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 30. Ja-
zuar 1918 haben die bisherigen Grundſätze für die Anerken-
ung von Kriegsdienſtbeſchädigung folgende Erläuterung und

kärgänzung erfahren: Jede Dienſtbeſchädigung, die auf die
eſonderen Verhältniſſe des Krieges zurückzuführen und in

er Zeit von Beginn der Mobilmachung bis zur Beendigung
er Demobilmachung erlitten wird, iſt als Kriegsdienſtbeſchä-
igung anzuſehen. Beſondere Verhältniſſe des Krieges liegen
m Kriegsgebiet dann vor, wenn ſie ſich von den im Heimat-
ebhiet zu derſelben Zeit allgemeinen beſtehenden Verhältniſſen
mterſcheiden. Während es im vorderſten Teil des Kriegs-
ebhiets eines Nachweiſes, daß derartige Verhältniſſe vor-
elegen haben nur ganz ausnahmsweiſe bedarf, kann in weiter
ückwärts gelegenen Teilen des Kriegsgebietes auf dieſen
zachweis oft nicht verzichtet werden, jedoch iſt bei der Aus
bung des mit den militäriſchen Operationen zuſammen-
ängenden Kriegsdienſtes das Vorliegen beſonderer Kriegs-
erhältniſſe ohne weiteres anzunehmen.

Jm Heimatgebiet genügg für die Anerkennung von
riegsdienſtbeſchädigung der Nachweis der Einwirkung be-
derer Verhältniſſe des Krieges a) allgemein bei Angehöri-
en mobiler Formationen, b) bei Angehörigen immobiler
tormationen, ſofern ſie nicht auf dem Marſche in das Kriegs-
ebiet oder auf dem Rückwege vor dort befinden.

Jm übrigen kommen für Angehörige immobiler Forma-
onen im Heimatgebiet als beſondere Verhältniſſe des Krie-
s die hier die Annahme von Kriegsdienſtbefchädigung be-
ründen können, lediglich beſonders nachgewieſene kriegeriſche
reigniſſe oder Zuſtände in Betracht. Beim Garniſon und
lusbildungsdienſt können ſolche Zuſtände nur dann als vor
egend angeſehen werden, wenn erwieſenermaßen lediglich
rch den Krieg bedingte und über das Friedensmaß hinaus-
ehende außerordentliche Anſtrengungen oder Entbehrungen
der dem Leben und der Gefundheit gefährliche Einflüſſe vor-
zlegen haben. Der Tatbeſtand muß in ſolchen Fällen be
mders einwandfrei geklärt werden. Die perſöwlichen Ver-
iltniſſe des Einzelfalles (vorgeſchrittenes Lebensalter, Ge
indheitszuſtand bei der Einberufung uſw.) ſind dabei zu be
ückſichtigen.

Jede Geſundheitsſtörung, die mit einer Kriegsdienſt
ſchädigung in urſächlichem Zuſammenhange ſteht, iſt als

riegsdienſtbeſchädigung auzuſehen. Hierher können auch
älle gehören, in denen die von einer Kriegsdienſtbeſchädi-
ng herrührende körperliche Unbehilflichkeit oder Schwäche
ſt nach der Entlaſſung aus dem Militärdienſt und nach der
emobilmachung zu einer neuen Erkrankung oder Beſchä-
gung führt. Eine Nachprüfung der Fälle, in denen bisher
r Dienſtbeſchädigung anerkannt worden iſt, lediglich darauf-
n, ob auf Grund der vorſtehenden Ausführungen nunmehr

Kriegsdienſtbeſchädigungsfrage zu bejahen iſt, findet von
miswegen nicht ſtatt. waige Anträge würden, wenn ſie
if dem Oſſizierspenſionsgeſetz beruhen, beim Kriegsminiſte
im (Penſionsabteilung), wenn ſie auf dem Mannſchafts-
rſorgungsgeſetz beruhen, bei der zuſtändigen ſtellvertreten
n Korpsintendantur anzubringen ſein. Soweit Nachprü-
ng auf ſolchen Antrag erfolgt, iſt im Falle nachträglicher
erkennung von Kriegsdtenſtbeſchädigung die Kriegszulage

n dem Monat ab zuſtändig. in dem der zur Anerkennung

auf Grund dieſes Erlaſſes führende
für einen vor dem 1. Januar 1918 liegenden
nur inſoweit, als nicht ſchon eine unanſechtbare Entſcheidung

An Beiſpiel der Schweiz und Norwegen s zu folgen und flegt. d. h. als das Klagerecht noch

Geldſendungen an die deutſchen Kriegsgefangenen in Rußland.

46. September 1918, vormittags 3 Uhr.

Antrag wurde,
nicht verloren gegangen

Jnfolge des Kriegszuſtandes zwiſchen der Ukraine und
Nord- Rußland ſowie der Unruhen in Finland, iſt der bis
herige Poſtverkehr nach der Ukraine über die nordiſchen Län
der unterbrochen worden. Es beſteht ſo lange keine Möglich-
keit, Poſtſendungen an die deutſchen Gefangenen in dieſem
Gebiet zu leiten, bis der direkte Poſtverkehr mit der Ukraine
eingerichtet ſein wird. Die Aufnahme dieſes Verkehrs wird
unverzüglich bekanntgemacht werden. Inzwiſchen muß davon
abgeraten werden, Gelöſendungen nach der Ukraine, beſon-
ders auch über die nordiſchen Länder zur Abſendung zu brin-
gen. Zum Gebiet der Ukraine gehören die früher ruſſiſchen
Gouvernements Cholm, Grodno ſüdlicher Teil), Minſk (ſüd-
lich des Fluſſes Pripet), Wolhynien, Podolien, Kiew, Cherſon,
Taurien (ſüdlicher Teil), Jekaterinvslaw, Charkow, Woroneſh
(ſfüdlicher Teil), Kufl (ſüdlicher Teil), Tſchernigow (ſüdlicher
Tei), Poltawa, Donſches Heergebiet. Bis zur Klärung der
Verhältniſſe in Nord- Rußland und beſonders in Finland
dürfte es ſich ebenfalls empfehlen, mit der Abſendung von

Geldern an die Geſangenen in Nord Rußland und Sibirien
Zurückhaltung zu üben.

Die Sommerzeit.
Berlin, 7. März. Die Sommerzeit beginnt in dieſem

Jahre am 15. April 1918, vormittags 2 Uhr, und endet am
Die öffentlichen Uhren

ſind am 15. April vormittags 2 Uhr auf 3 Uhr vorzuſtellen,
am 16. September vormittags 3 Uhr auf 2 Uhr zurückzu-
ſtellen. Die Sommerzeit wird wieder eingeführt, weil ſie ſich
1916 und 1917 vollauf bewährt hat. »Außer den anerkannten
Vorteilen für die Volksgeſundheit ſind erhebliche Erſparniſſe
an den für Beleuchtungszwecke nötigen Rohſtoffe erzielt
worden. Die Regelung der Sommerzeit entſpricht ſachkich
ganz der vorjährigen, nur die Kalenndertagge ſind etwas ver-
ſchoben, weil die Sommerzeit an einem Montag beginnen
und enden ſoll. Die Verhältniſſe des Güterverkehrs ließen
es für die Eiſenbahn- und Poſtverwaltungen wünſchenswert
erſcheinen, daß der Uebergang von einer Zeit in die andere
in der Nacht von einem Sonntag zu einem Montag ſtatt
findet. Demgemäß erſchien im Jahre 1918 als der geeignetſte
Tag zum Beginne der Sommerzeit der 15. April, zu ihrem
Ende der 16. September. Da gegen 2 Uhr vormittags die
wenigſten Eiſenbahnzüge verkehren, empfahl ſich dieſer Zeit-
punkt zum Uebergang

Das Feldheer braucht äringenä Hafer, Heu und Stroh!

Landwirte helft dem Heerel“

h S SSSGerichtszeitung
Schwurgericht Magdeburg.

Jn nichtöffentlicher Sitzung wurde verhandelt gegen die
verehelichte Johanne Lohſe, geborene Müller, wegen Ver-
brechens gegen 8 218 des Str.G.B. und gegen die Maſſeufe
Emilie Lorenz, geborene Gebhard, wegen Verbrechens gegen
s 19 des Str.G.B. Der Gerichtshof verurteilte dem Wahr

Gepin r gemäß do zuHefängnis, Frau Lorenz zu 1 r 6 Monaten Zuchthaus
und 5 Jahren Ehrverluſt.

Landgericht Magdeburg.
Der jugendliche Arbeiter S. von hier arbeitete Ende No-

vember bis Anfang Januar d. J. in Gerwiſch und warf mor
gens, wenn er zur Arbeit ging, Schaufenſterſcheiben ein. Dann
griff er hinein, einmal ſtieg er auch ein und ſtahl Nahrungs-
mittel, Kleidungsſtücke und andere Sachen, die er teils ver-
kaufte, teils verſchenkte. Der Angeklagte wurde wegen dieſer
Diebſtähle und wegen Mundraubs in Tateinheit mit Sach-
beſchädigung zu 1 Jahr 1 Monat Gefängnis verurteilt.

Die Klempnergeſellen Fritz Treſſelt und Franz Labeſe
waren am 10. Dezember 1917 aus dem Gerichtsgefängnis aus
gebrochen und geflüchtet, nachdem ſie aus der Klempnerei
Dietriche, ein Meſſer, einen Glasſchneider und ein Säckchen
geſtohlen hatten. Am 12. Dezember wurden ſie wieder er-
griffen. Die Angeklagten wurden wegen gewaltſamens
Ausbruchs und Sachbeſchädigung, Labeſe auch wegen Dieb-
ſtahls, verurteilt und zwar Treſſelt zu 1 Jahr 1 Woche, Labeſe
zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis.

Die Arbeiterinnen Berta Kupfernagel, Minna Lorenz
und Martha Koch zu Calbe a. S. waren im Jahre 1917 in der
chemiſchen Fabrik beſchäftigt und verabredeten, Eiſenteile in
den Knochenbrecher zu werfen, damit die Zahnräder abbrechen
ſollten und der Betrieb ſtill geſetzt werde. Jn der Nacht zum
3. November führten ſie ihr Vorhaben aus und der Betrieb
wurde dadurch 128 Stunden lahm gelegt. Der Materialſchaden
betrug etwa 300 Mk. Daß in der Fabrik für Heereszwecke
gearbeitet wurde, war den Angeklagten bekannt. Sie wurden
wegen chbeſchädigung zu je einem Jahr Gefängnis
verurteilt.

Kunſt und Wiſſenſchaft
Hochſchulnachrichten.

Prof. Dr. jur Konrad Beyerle in Göttingen, der
bereits einen Ruf nach Bonn als Nachfolger von Ulrich Stutz
angenommen hat, hat neuerdings eine Berufung an die Univer-
ſität München an Stelle von Prof. Gareis erhalten.

Auf den Lehrſtuhl der Nationalökonomie an der Techniſchen
Hochſchule zu Hannover iſt Dipl.-Jng. Wichard von Möl-
hen dorf aus Berlin unter Ernennung zum ordentlichen Pro-
feſſor zum 1. April 1918 berufen worden.

Zum Reltor der Univerſität Roſtock für das Amtsjahr
1918-19 iſt an Stelle des ausſcheidenden Rekkors Profeſſor Dr.
med. Barfuth der ordentliche Profeſſor der Mathematik Gehei-
mer Hofrat Dr. phil. Staude gewählt worden. Mit Rück-
ſicht auf das im nächſten Jahre ſtattfindende 500jährige Jubi-
läum der Univerſität Roſtock wird das Amtsjahr des Rektors
bis zum 15. Auguſt 1919 verlängert worden.

Halle, 6. März. Der außerordentliche Profeſſor der Ang
tomie Walter Gebhardt, Abteilungsvorſteher im Anato-
miſchen Inſtitut Halle, der erſt unlängſt als erſter von allen
deutſchen Forſchern mit der Hermann-Meyer-Medaille aus
gezeichnet wurde, iſt als Cheſarzt eines Feldlazaretts an den
Folgen einer Anſteckung im 48. Lebensjahre geſtorben.

Die erſte Kelteninſchrift aus dem Moſelland.
Jm Verein von Altertumsfreunden im Rheinlande machte

Prof. Dr. Marx in Bonn von einem neuen und wichtigen
Funde Mitteilung. Der Vortragende erklärte ein in der Ge
gend der Mündung der Moſel gefundenes Bildwerk aus
Marmor, das die große Göttin von Peſſinus aus dem Lande
der keltiſchen Galater darſtellt, von ihrem Löwen begleitet.
Die Rückſeite zeigt, wie die „Kunſtchronik“ berichtet, das bär-
e

e We egers in griechiſchen Buchſtaben. etwa des erſten Kahrhunderts nach
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ſt, der großenBildwert iſt desha beſonderer Bedeutung, weil es di
erſte keltiſche Jnſchrift enthält, die bis jetzt in dem Lande der
Moſel gefunden iſt.

Chriſti, befindet. Juſchri t wurde gedeutet: „KaſiosS der Ober Golnn“ 8
von

Stadttheater Halle.
Sonntag nachmittags 32 Uhr gelangt als Fremdenvor

ſtellung zu ermäßigten Preiſen „Der Trompeter von Säkkin
gen“ zur Aufführung, abends 72 Uhr geht die neue Oper
„Die toten Augen“ von d'Albert in Szene. Montag „Undine“,
Dienstag „Meine Frau, die Hoffſchaufpielerin“. Mittwoch
wird in dieſer Spielzeit zum erſten Male Mozarts „Zauber-
flöte“ gegeben. Donnerstag Erſtaufführung des Schauſpiels
„David“ von Sebrecht. Freitag „Jphigennie auf Tauris“,
Oper von Gluck. Sonnabend „König für einen Tag“.

Letzte Depeſchen
Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, 8. März.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Bei Durchführung erfolgreicher Erkundungen wurden öſt
lich von Merkem 30 Velgier, nordöſtlich von Feſtubert
23 Engländer gefangen genommen. Der Artillerie- und Minen
werferkampf lebte am Abend in einzelnen Abſchnitten auf.

Heeresgruppe Deutſcher Bronmrinz.
Sturmabteilungen brachten von einem Vorſtoß öſtlich von

La Neuville (ſüdlich von Berry-au-Vac) eine Anzahl ge
fangene Franzoſen zurück. Jm übrigen blieb die Gefechts
tätigkeit auf Störungsfeuer beſchränkt, das ſich auf dem weſt
lichen Maasufer vorbergehend ſteigerte.

r Herzog Albrecht.
An der lozhringiſchen Front entwickelte die franzö

ſiſche Artillerie zwiſchen Selke und Plaine rege Tätigkeit,
Erſter Generalquartiermeiſter: Ludendorff.
Deutſchland und die Flamen.

Brüſfel, 7. März. Der Generalgouverneur Freiherr
von Falkenhauſen empfing heute nachmittag die Bevoll-
mächtigten des Rates von Flandern zur Entgegennahme
der Mitteilung von der Neubild ung des Rates. Der Gene-
ralgouverneur erwiderte hierauf mit einer Anſprache, in der er
ſie zu dem Egebnis der Neuwahl zum Nat von Flandern be-
glückwünſchte. Er könne ihrer Abordnung verſichern, daß das

Deutſche Reich bei den Friedensver handlungen
und über den Frieden hinaus alles tun werde, um
die freie Entwicklung des flamiſchen Stammes
zu fördern und ſicher zuſtellen. Jm Verfolg der Er-
klärung des Reichskanzlers vom 3. März 1917 iſt die Verwal
tungstrennung durchgeführt worden mit dem klaren politiſchen
Ziele, dem flämiſchen Volke zu einer Selbſtändig-
keit zu verhelfen, wie ſie ſeiner Volkszahl, ſeiner Volkskultur
und ſeiner ruhmvollen Geſchichte entſpricht. Die Mittel,
durch die Flanderns Selbſtändigkeit nach Friedensſchluß ge
fichert werden ſollen, bleiben den Friedensverhandlungen
vorbehalten. Dieſe Selbſtändigkeit zu beeinfluſſen,
wird vor allem auch Sache des flämiſchen Volkes ſelbſt
ſein. Flanderns Volk wird erkennen müſſen, daß es jetzt oder
nie die Grundlagen für jene Selbſtändigieit zu ſchaffen
vermag, auf die es unverjährbaren Anſpruch hat.

Verſöhnung zwiſchen Rußland und der Ukraine?
Petersburg, 7. März. Die Räteregierung hat ſich in einer

beſonderen Sitzung mit ihrer Stellungnahme gegen die Ukraine
befaßt und beſchloſſen, der ukrainiſchen Rada zur Ver
ſöhnung die Hand zu bieten. Auf Grund der gefaßten
Beſchlüſſe veröffentlicht der Volkskommiſſar für Völkerange-
legenheiten Stalin ein Communique, in dem betont wird,
daß zwiſchen den Völkern Rußlands und der Ukkraine keine
Feindſchaft beſtehe.

(Das iſt natürlich nur eine einſeitige Erklärung
die erſt durch formelle Vereinbarungen mit der Kiewer Rad
praktiſchen Wert gewinnen wüde. D. R.)

England „ſchützt“ Perſien.
Köln, 7. März. Die „Köln. Volksztg.“ meldet aus Genf,

„Echo de Paris“ berichtet aus London, angeſichts perſi-
ſcher Aeußerungen die Engländer bätten keinen An
laß zum weiteren Verweilen in Perſien, ſei das
Londoner Kabinettfeſt entſchloſſen, die Ver-
bindung mit Meſopotamien und Kaukaſien um
jeden Preis zu halten. Deshalb müſſe Perſien
nachgeben, oder der Konflikt ſei unvermeidlich.

Eine unabhängige Regierung in Oſtſibirien.
Amſterdam, 7. März. „Central News“ erfährt aus Tokio

vom 6. März, daß bei den Unterhandlungen in
Peking die Errichtung einer unabhängigen Re-
gierung in Oſtſibirien unter dem Fürſten Lwo w als
erſten Miniſter beſchloſſen wurde. Charbin wird Haupt-
ſt a dt. Jn wohlunterrichteten Londoner Kreiſen zweifelt man
zwar an der Richtigkeit der Meldung, hält aber immerhin eine
Entwicklung der Verhältniſſe in dieſer Richtung für möglich.

England und Amerikas Mißtrauen gegen Japan.
London, 7. März. (Reuter.) „Daily Mail“ erfährt von

maßgebender Seite. daß die endgültigen Vereinbarun-
gen über die Jntervention Japans in Sibirien
jetzt grundſätzlich entſchieden, aber ſo lange auf geſchoben
ſind (7), bis der Bericht des britiſchen Botſchaf-
ters eintrifft, der den Auftrag bekommen hat, ſich von der
japaniſchen Regierung über die folgenden zwei Punkte Ge
wißheit zu verſchaffen: 1. Ueber welche Bahnſtrecke des
transſibiriſchen Eiſenbahn will Japan ſeinen militäriſchen
Schutz und Polizeimaßnahmen ausdehnen? 2. Wird Ching
Japan unterſtützen und in welchem Umfange?

Finiſch-ruſſiſches Grenzabkommen.
Stockholm, 6. März. „Politiken“ berichtet, daß durch Ver

trag zwiſchen den revolutionären Regierungen in Peters-
burg und Helſingfors Rußland an Finland Landes-
gebiete abgetreten habe, ſo daß Letzteres das Eismeerer-
reicht. Finland hat einen kleinen Landſtreifen mit den
Batterien am Einlauf nach Petersburg an Rußland abge-
treten.

Die Sowjets für den Frieden
Berlin, 8. März. Ueber zwei Drittel der Sowe

jet s ſollen dem Friedensſchluß der Bolſchewiſten zu
geſtimmt haben. Der „Voſſ. Ztg.“ zufolge habe Lenin
gemeint, nur Schwätzer könnten von der Fortſetzung des Krie
ges reden. Die ganze bürgerliche Welt Rußlands er
fehne die Anweſenheit der Deutſchen. Wo fie
ſchienen, würden ſie mit offenen Armen empfangen

Die heutige Nummer umfaß“



Amtliche Anzeigen
Bekanntmachung.

Auf Grund der Verordnung über die Verarbeitung W
Gemüſe und Obſt vom 23. Januar 1918 (R.- G.Bl. S. 46
wirö beſtimmt:

8 1Beim Abſatz vou Marmelade der Ernte 1917 dürfen
of Preiſe nicht überſchritten werden:

Beim Abſatz durch die Herſteller einſchließ-
lich VerpackungZu dieſem Preiſe iſt die Ware frachtfrei
Empfanasſtation zu liefern.

2. Beim Abſatz an den Kleinhändler Groß

handelspreis) 78,50

73. A je Ztr.

3 aZu dieſem Preiſe mirß die Marmelade fri
aus des Kleinhändlers geliefert werden.

3. Beim Abſatz durch die Kleinhändler an die
Verbraucher (Kleihandelspreis) --,93 Pfd.

8 2.
Wer Marmelade ohne die erforderliche Genehmigung

ober zu höheren als den oben feſtgeſetzten Preiſen abſetzt,
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe
bis zu 10000 oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.

8 Z.
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Ver-

kündung in Kraft. Die Preiſe finden auf die bei Erlaß
dieſer Bekanntmachung bereis im Handel befindlichen Mar-
meladenmengen Anwendung.

Berlin, den 5. März 1918.

gez. Klein. ez.: Dr. Lehmann.
Merſeburg, den 7. März 1918.

Der Königliche Landrat.
J. V.: v. Grone.

Gottesdienſt-Anzeigen.
Sonntag, den 10. März 1918 (Lätare).

Seſammelt wird eine Kollekte zum Beſten des Roten Kreuzes

Es predigen:
Dom. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Kratzenſtein.

Vorm. 11 Uhr: Findergottesdienſt.
Nachm. 5 Uhr: Prüfung der Konfirmanden.

Kindern kann der Eintritt nur in Begleitung der
Eltern geſtattet werden.Abends Uhr: Jungfrauen- Verein des Vaterländiſchen S
Frauenvereins, Seffnerſtr. 1.

de tothet geöffnet Sonntags von 11 bis 12 Uhr
mittag

Montag abends 8 Uhr: Paſſionsbibelſtunde in der Kaiſer
WilhelmsHalle. Diakonns Wuttke.

Dienstag, nachm. 4 Uhr Domfrauenhilfe in Rülkes Hotel.

Stadt. Prüfung der diesjährigen Konfirmanden.
Knaben und Mäodöchen:

Vorm. 9 Uhr: Paſtor Poßner.
Nachm. 2 Ur: Paſtor Werther.
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt, Mühlſtraße 1

laſſung der Konfirmanden. Paſtor Werther.
Abends 8 Uhr: Jünglingsverein, Mühlſtraße 1.

Paſtor Werther.
Mittwoch, abends 8 Uhr: Ev. Mädchenbund St. Maximi

Mühlſtraße 1. Paſtor Werther.
Altenburg. Vorm. 10 Uhr: Siehe Dom.

Montag, nachm. 4 Uhr: Frauenhilfe. Unter- Altenburg 36.
Montag, abds. 8 Uhr: Kriegsleſeabend. Unteraltenburg 36.
Donnerstag, abends 8 Uhr: Juugfranuen-Verein. Unter-

Altenburg 36.
Menſchau. Vorm. 9 Uhr: Paſtor Trömel.
Nenmarkt. Vorm. 10 Uhr: Prüfung der Konfirmanden.

m Paſtor Bvit.Vorm. i1 Uhr: Kindergottesdienſt.
Wiontag abends s Uhr: Verſammlung der konfirmierten

Söhne im Jugendheim, Werderſtraße.
Donnerstan, abends 8 Uhr: Verſammlung des Evan.

Mädchenvereins St Thomae im Jugendheim, Werderſtr.
Cöſſen. Nachm. 2 Uhr: Paſtor Trömel.

Ent

Katholiſcher wottesdienſt.
Sonntag, den 10. März 1918.

Früh 7 Uhr: Beichte.
8 Uhr: Frühmeſſe mit Predigt.

10 Uhr Hochamt mit Predigt.
2 Uhr nachm. Ch riſtenlehre u Kriegsandacht.

An den Wochentagen Uhr: heil. Meſſe.Sonnabend abends von 5 Uhr an Bei hte
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Verantwortliche Redaktion Politik:

Kriegsgeſellſchaft für Obſtkonſerven und Marmeladen m. b. H.

letet

verzinſt

J zahlt

Am I. März verschied unser lang-
jähriges Mitglied

Bern butsbefteer Höhle

Wernsdorf.
Der Verstorbene hat sich als Mitglied

unseres Aufsichtsrates die Achtung aller
derer erworben, die mit ihm in Ver-
bindung gestanden haben, sodab ihm ein
ehrendes Andenken bewahrt ist.

bar. Consumn-Veren e b. I h.

Mersehburg.
Böhmer. Weniger.

Roßßfleiſch- und Fleiſchwaren- Verkauf
findet am 9. März 1918

bei Hoffmann, Obere Breiteſtraße Nr. 4:
nachm. von 2--3 Uhr auf die Ordnungsnummern 1701--1800

1801 1900
1901--200045bei Möbius, Tiefer Keller Nr. 1

nachm. von 23 Uhr auf die Orönungsnummern 7001--2100
2101--2200

ſtatt.
Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch oder

Fleiſchwaren beſteht nicht.
Merſeburg, den 8. März 1918.

A. I. 381/18. Das h Lebensmittelamt.

Die grosse Node!
Kunstseidene gestrickte Jacken

fär Damen, iunge Mädchen und Kinder

Kunstseidene gestrickte Blusen,
Kunstseid. gestrickte Kindermäntel

empfiehlt in sehr grosser Auswahl und
vielen modernen Farben preiswert

H. Schnee Nachf.,
A. G Ebermann

HALIE g. S. Gr. Steinstr. 64
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Das ſüührerade
Fündcodg Hoadddelsblatt

Mückeld on ſehlands
Mag debourdeſehe Feikumng

Täglich Ausgabe
Mlonatlich 2,

Kreissparkasse Mersehurg

mündelſichere Kapitalanlage mit unein-
geſchränkter Sicherheit (auch in jedem
Kriegsfalle)
Einlagen zu 3 von 1000 M. und
darüber auf entſprechende Sperr-Er-
klärung zu 31
Einzahlung bis zum Tage der Abhebung
Einlagen ohne Kündigung zurück, wenn
der Kaſſenbeſtand das irgend geſtattet.

Das Geſchäftslokal der Kreisſparkaſſe befindet ſich vom 1.
Oktober 1914 ab bis zur Fertigſtellung des Kreishausneubanes
im Grundſtücke Bahnhofſtraße Nr. 3 (2 Minuten vom Bahnhof
Merſeburg.

f. Kistenbretterin Stärken von 10 mm auſwärts, haben große Quanti-
täten fortlaufend abzugeben

Hafen-Hobel- u. fägewerke,
Riesa a. FEibe.

e

u
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3

Herbst Brunnenbauer
L ützaen, Bismarckstraße 13

empfiehlt sich für
Schacht und Bohrbrunnen in Holz oder Eiſen, ſowie

Reparaturen aller Art unter Garantie. e 2

V. Ferr Lokales und Vermiſchtes:
Verlag und Druck: Merſeburger Druck und Verlagsanſtalt. L. Baltz,

vom Tage nach der

KI“—I. Ritterstr. 8

„Im Anges

Tolles Lus in 2

Nammerlichispiele
Heute Freitag bis Momeg

et es Ton
Ergreifendes Künst'erdrama in 4 Akten

„Benjamins Abenteuer!“
Akten mit Anna Müller L nke

Außerdem ein vorzügliches Beiprogramm!
Sonntag ab 3 Uhr: GroBe Jugend-Vorstenuz,Ab S u. 7 n n tUhr: X. Brwaohsene

Tagesordnung
zur Sitzung der

Stadtverordneten
Verſammlung

am Wontag, den 11. März 1918
abends 6 Uhr

im alten Rathauſe.
1. Entlaſtung derRechnungl913

des Krankenhauſes.
2. Bewilligung der durch einen

Kabeldurchſchlag entſtande-
nen Koſten.

3. Ergänzung d. Zählervorräte
des Elektrizitätswerkes.

4. Ausgabezugangsbewillig-
ung zu Kapitel X Ziffer
des Gaswerkshaushalts-
planes.
Ausgabezuganasbewitlliag-
ung zu Kapitel X Ziffer l
des Haushaltsplanes für das
Elekrizitätswerk.

Feſtſtellung der Haushalts-
läne:

a) des Krankenhauſes,
b) des Armenames,
c) Fürſorge für L ungen

5.

6

rand) der gleinkin derbewahran-

ſtalten und Kinderhorte,
e) der Polizeiverwaltungen.

des Fleiſchbeſchauamtes,
g) des Nahrungsmittelunter-

ſuchungsamtes,
h) der Pfandleihanſtalt,
i) der Bäder,
k) der Feuerwehr,
h des Grundeigentums.

Geheime Sitzung.
Merſeburg, d. 7. März 1918.
Der Stadtverordneten-Vorsteher.

Bothe.

ährend meiner Abweſen,

heit führt Herr Peetz
mit meinem Techniker

meine Praxis unverändert
weiter. Dentiſt Schütt.

kalerPanorane

Im „Herzog Christian“
Weissenfelserstrasse 1.

Nur noch bis Sonnabend, den
März:

Herrliche Aufnahmen vom

Imperator
dem Riesenpostönamper.
Ab Sonntag, den 10. März:

Eine Wanderung in der Eifel.

Gebr. Möbel u. Sofas.
ganze Wirtſchaften

verkauft billig
LützenerSachse, Hohenmölſen, Z.

Starke Vauleitern,
Baumpfähle in

wo

Mittleres Arbeitspferd
verkauft Blumenthalſtr. 7.

zum Schlachten

Roßzſchlächterei,

ferde

kauft

Velix Möbius
Tiefer Keller Nr. l.Preise.

Grigwurſ anf fManſe z

bezw. 36
am Sonnabend, den H. März1918, nachmittags von 4--7 Uhr

Burgſtraße Nr. 16:
Nr. 8001--9300,

an der Geiſel Nr. 2:
Nr. 9301—-1020) und außerdem

Nr. 1--400
der Marke Nr. 36 der Grütz-

wurſtkarte.
Verkaufspreis: Pfd. Grütz
wurſt 50 Pfg.

Merſeburg, den 8. März 1918.
Das ſtädt. Lebensmittelamt,

L. A. 383/18.

Von ſegte ab ſteht ein

Transport erſtklaſſ. 3 bis

Ajähr. oſtpr. Wagenpferde

preiswert zum Verkauf.

W. Naundorkf,
Merseburg a. S.

0o00 Gaſthof „Alte Poſt 000
Telephon 496.

artes Wohnzimmer
möbliertes
mit kl. Schlafzimmer, im beffſ.
Hauſe v. Beamten ab l. April
zu mieten geſucht. Off. mit
Preisangabe unt. D. H. 400
in d. Geſchäftsſt. d. Bl. erbeten.

Möhliertes Zimmer

in gutem Hauſe für ſofort zu
mieten geſucht. Süden der
Stadt bevorzugt. Gefällige
Angebote an P. Müller,
Hotel Hohenzollernhof, Halle
a. S., erbeten.

d DDDTT I
Zwei Kontoriſtinnen,

welche am 30. ds. Mts. die
Handelsſchule verlaſſen und
mit Kontorarbeiten, Schreib-
maſchine und Stenographie
vertraut ſind, ſuchen per I.
April evtl. auch früher Stellung
Offerten unter W. 363 an
die Exped. d. Bl. erbeten.

Suche für vorueh men jung.
Haushalt auf dem Lande ehr
liches tüchtiges

333 dt etMädechen,
ſpäteſtens bis zum 1. April.

Näheres durch Frau Dr.
Giöcekner, Halle a. S.,Magdeburgerſtraf ße 66 II

Suche auf 1. April tüchtiges

Alleinmädchen
bei gutem Lohn.

Frau ſteht Hſtermaier,
i tte r ſtraf e 12

eeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeD224un ſweſe Fehringe

suchen
Hottenroth Sohn.
Ordentlicher Junge

zum Wegegehen geſucht.
Druckerei Trillhaſe,

Mälzerſtr. 7.

Von armem Mädchen an
der Gaſtwirtſchaft „Vaterland“
(Weißenfelſerſtraße)

20 Mark verloren.
Der ehrliche Finder wird ge
beten dieſelb. in Leuna Nr. 46
abzugeben.

Fernsprecher 583.
K. H. Görbiug, Sport und Anzeigen: M. Hochheimer.

ſämtlich in Merſeburg.
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Die Entwickelung
der rumäniſchen Oelfelder.

Werwolle Vorarbeit für die Friedenswirtſchaft wird auf
gen rumäniſchen Oelfeldern unter deutſcher Verwaltung geleiſtet.
Nachdem unter Leitung erſter deutſcher Fachleute die verſtopften
Bohrlöcher in ziemlich kurzer Zeit entnagelt waren, wird nicht
nur ein erheblicher Teil der Friedensproduktion allein auf den
alten Schächten geleiſtet, man hat auch neue Felder in Angriff
genommen und iſt mit großem Erfolg fündig geworden,
namentlich auf Terrains des rumäniſchen Staates, die ſchon ſeit
langem für ölhaltig galten und vor einem Jahrzehnt an die
Standard Oil Company verkauft werden ſollten. Später hatten
innerpolitiſche Verhältniſſe die Aufſchließung verhindert. Zur
Ausbeutung wurde von der Militärverwaltung ein Konſortium

ebildet, an dem zu zwei Dritteln die Deutſche Petro-r A. G. (Deutſche Bank) und zu einem Drittel die
Deutſche Erdöl A. G. beteiligt wurden. Das Konſortium
arbeitet gegen Erſtattung der Unkoſten und eine beſtimmte
Lohnquote. Die Ausbeute an Rohöl geht an die Militärver-
waltung, die ſie den Raffinerien zur Weiterverarbeitung über-
weiſt. Als Raffinerien kommen in Betracht neben den der Deut
e Bank und Deutſchen Erdöl A. G. naheſtehenden Geſell

ften Steaua Romana und Vega die Raffinerie Standard,
die von der Deutſchen Bank und der Deutſchen Erdöl A. G.
gemeinſam gepachtet wurde. Alle anderen Raffinerien Ru-
mäniens ſind durch die Zerſtörung vorerſt gebrauchsunfähig.
Jm letzten Jahre wurden recht günſtige Produktions-
ergebniſſe erzielt, die der vom Welthandel abgeſchnittenen
deutſchen Kriegswirtſchaft wertvolle Dienſte geleiſtet haben.

Auch im beſetzten Oelgebiet hat fich die deutſche Verwaltung
e glücklich betätigt. Um den Transport des gewonnenen
zetroleums nach Deutſchland zu beſchleunigen und das rollende

Eiſenbahnmaterial zu entlaſten, hat man der Röhren-
leitung Ploeſti--Conſtanza, die bisher nordweſtſüd-
öſtlich verlief, nordſüdliche Richtung zur Donau nach Giurgiu
n Sie wird auch im Frieden als wichtiges Glied den

eutſch-zrumäniſchen Petroleumintereſſen nützlich ſein. Auch im
Oelgebiet ſelbſt wurden von den Schächten zu den Raffinerien
zahlreiche neue Rohrleitungen gelegt. um die Oelverarbeitung
zu beſchleunigen.

Die Tätigkeit der deutſchen Verwaltung im rumäniſchen
Oelgebiet wird nach Friedensſchluß ihre Früchte bringen. Sie
wird dazu beitragen, den Einffluß Amerikas auf
die Verſorgung Deutſchlands mit Petroleumproduk-
ten abzuſchwächen und vielleicht auszuſchalten.
Wenn erſt die Donauſchiffahrt die Petroleumbeförderung in
Tankſchiffen aufnimmt, werden die rumäniſchen Oel-
nd er nach Anſicht von Fachleuten faſt allein imſtande
ein, Deutſchlands wachſenden Bedarfzudecken.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
Berlin, 7. März. Fortſetzung der zweiten Beratung des

Etats der Eiſenbahn Verwaltung bei wirtſchaftlichen und finanz-
techniſchen Fragen.

Abg. Lippmann-tSettin (Fortſchr. Vp.): Das Vertrauen
in den guten Willen der Eiſenbahnbeamten und Arbeiter hat
hier einmütig anerkennenden Widerhall gefunden. Für aus-
reichende Ernährung des Perſonals muß angeſichts der erfor-
derlichen Mehrleiſtungen geſorgt werden. Benachteiligungen,
die durch früher einſetzende Penſionierung infolge von Ueber-
ſanſtrengung oder im Feldeiſenbahndienſt ſtattfindet, muß ver
mieden werden. Der Verlängerung des Finanzabkommens auf
zwei Jahre ſtimmen wir zu. Vor der Erhöhung der Perſonen-
tarife hätte man die Zuſtimmung der Volksvertretung einholen
ſollen. Man darf dem Publikum das Eiſenbahnfahren nicht ver-
ekeln. Der Perſonenverkehr wird durch den Güterverkehr an
die Wand gedrängt. Die Anregungen zur Schaffung beſon-
derer Güterwagen ſollten erwogen werden. Die Waſſer-
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Kreisblatt.
Sonnabend, den 9. März 1918.

ſtraßen dürften nicht als Feinde der Eiſenbahnen betrachtet
werden. Der Etat iſt nicht günſtig. An den 2,10 Prozent des
ſtatiſtiſchen Anlagekapitals fehlen 159 Millionen Mark. Für
die Zukunft iſt geſorgt. Einen Einnahmepoſten von 389 Millio
nen ergeben die bewilligten Zuſchläge zu den Güter- und Mili-
tärtarifen. Durch Einführung der Knorr-Bremſe würden jähr-
lich 60 Millionen geſpart werden. Auch die Mehrverwendung
von Heißdampflokomotiven würde eine hohe Erſparnis erzielen.
Der Meinung des Miniſters, daß durch Zuſammenlegung der
verſchiedenen Klaſſen Erſparniſſe zu erzielen ſind, wage ich nicht
zu widerſprechen. Der gänzlichen Ausſchaltung der
erſten Klaſſe möchte ich aber nicht z u ſtimmen. Graf
v. d. Gröben hat geſtern geſagt, daß ſeine Freunde die Feſt
legung dieſer Verteilung der Einnahmen aus der Eiſenbahn be
ſonders deshalb begrüßten, weil bei der neuen demokratiſchen
Welle, die über Preußen dahinfluten werde, man nicht wüßte,
was aus den Eiſenbahnen noch werden würde. Das iſt ein
ungerechtfertigtes Mißtrauen. Auf dieſem Gebiete ſind ſich die
Parteien des Hauſes in ihren Grundzügen ſtets einig geweſen.
(Sehr richtig! links.) Herr v. Woyna beſchäftigte ſich ebenfalls
mit der Demokratie. Er meinte, wennn ein demofratiſch ge
richteter Mann das Haupt der Eiſenbahnerwaltung werden
würde, daß dies das Ende des preußiſchen Fiskus bedeuten
würde: der als Gebetante betrachtet würde. Es liegt gar keine
Urſache vor, an der Gewiſſenhaftigkeit eines parlamentariſchen
Miniſters, der der linken Seite des Hauſes entſtammt, zu zwei
feln, mag er gleich mit einigen Tropfen ſozialen Oels geſalbt
ſein. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Macco (Natl.): Wir ſind nicht mit allen Einzelheiten
des Finanzabkommens einverſtanden. Die Veſſerſtellung des
unteren Perſonals iſt zu begrüßen.

Abg. Leinert (Soz.): Daß die Arbeiterkarten nicht verteuert
werden, iſt ſelbſtverſtändlich. Die vierte Klaſſe mit Sitzplätzen
für alle Fahrgäſte muß auch in den D-Zügen fahren. Der
Reklame-Monopolvertrag mit der „Norddeutſchen Allgemeinen
Zeitung“ bringt dem Unternehmer ungeheure Einnahmen, die
die Verwaltung ſelbſt erzielen könnte und beutet die aus, die auf
Reklame angewieſen ſind.

Abg. Dr. von Woyna (Freik.): Wir erwarten, daß die
Eiſenbahn- Verwaltung bei dem erwähnten Vertrage die fiska-
liſchen Jntereſſen genügend wahrt. Meine Ausführungen
über parlamentariſche Miniſter ſtützen ſich auf die Erfahrungen
in parlamentariſchen Ländern.

Miniſter von Breitenbach: Wir müſſen jetzt vieles aus-
führen, was wir im Frieden beſtimmt ablehnen würden. Heute
muß jeder zu den allgemeinen Laſten beitragen. Bei dem Ver-
trag mit dem Verleger der „Norddeutſchen Allgemeinen Zei-
tung“ ſpielen weder fiskaliſche noch politiſche Momente mit, er
bringt nur eine geringfügige Nebeneinnahme fſtr die Eiſenbahe
verwaltung. Dem Miniſterium iſt ein Ernährungs-Beirat an
gegliedert, Lebensmittel-Ausſchüſſe werden gebildet, Lebens-
mittel-Kontrolleure angeſtellt. Die Eiſenbahnverwaltung hatte
bei der Aufſtellung der Ausnahmetarife Landesintereſſen im
Auge. Bei der Einführung neuer techniſcher Erfindungen muß
eine große Verwaltung vorſichtig ſein.

Die Beſprechung ſchließt. Es folgt die Beſprechung der
Arbeiter- und Beamtenfragen.Abg. Schmidt-Conz Stry: Wegen des Wohnungs-

mangels in allen Großſtädten und Jnduſtrieſtädten muß die
Verwaltung eine ausreichende Wohnungsfürſorge für das Per
ſonal übernehmen. Die Fragen der Ernährung und des Er-
holungsurlaubes müſſen geregelt werden, ein Ausbau der
Arbeiterausſchüſſe iſt erforderlich.

Abg. Wagner-Breslau (Freikonſ.): Das Akkordweſen muß
geregelt werden. Der achtſtündige Arbeitstag iſt grundſätzlich
einzuführen. Redner tritt für Abhilfe der Zuſtände ein, die
denen Klagen Unter und mittleren Beamten zu Grunde
iegen.

Weiterberatung Montag, 11. März, 11 Uhr vormittags,
außerdem Handelsetat.
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Politiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Die Stuttgarter DaimlerMotorengeſellſchaft unter
militäriſcher Aufſicht.

Eine Aufſehen erregende Meldung bringt W. T. B. aus
Stuttgart, 7. März. Zwiſchen der Heeresverwals

tung und der Daiſnler-Motoren geſellſchaft in
Stuttgart Untertürkheim ſind Differenzen entſtanden, die
dazu führten, der Leitung der Firma vorläufig eine mili
täriſche Aufſicht beizyordnen.

Ein ſächſiſcher Prinz als Herzog von Litauen.

Prinzen zum Herzog bezw. eine
Sachſen in wohlwollendem Sinne.
eine Perſonalunion in der ſächſiſchen

eine ſächſiſche Sekundogenitur in Litauen einſetzt.
Die „Dtiſch. Ztg.“ behauptet dann weiter, daß ſich gemein

ſame Fäden von dem Abgeordneten Erzberger und dem
nach Dresden

Kommerzienrats
Von Dresden aus werde die deutſche Preſſe

jetzt mit Artikeln verſorgt, in denen die Perſonalunion mit
Litauen als ganz ausgeſchloſſen hingeſtellt und ſür die
Berückſichtigung eines ſäch ſiſchen Prinzen auf einem zu
ſchaffenden litauiſchen Herzogsthron Stimmung gemacht werde.

nicht von
ſäch ſiſchen

Stellen ausgeht, ſondern daß hier die Richtung Erz ber

Abgeordneten Freiherrn von Richthofen
ſpinnen, die unter anderem im Kontor des
Arnold enden.

Man ſei der Meinung, daß dieſe Propaganda
irgend welchen wirklich maßgebenden

ger mit ihrem wohlorganiſierten Preſſedienſt tätig iſt. Sie
meint aber ſchließlich: „Gerade auch im Jntereſſe Sachſens ſollte
man erwarten dürfen, daß das ſächſiſche Königreich
im Bundesrat mit aller Tatkraft gegen die von Erz
berger gewünſchte Löſung der litauiſchen Frage ein
tritt, um auch nicht in den leiſeſten Verdacht zu geraten, da
gerade gewiſſe ſächſiſche oder gar dynaſtiſche Sonderintereſſen,
denen von Erzberger Erfüllung verheißen wird, maßgebend füe
eine Uebernahme des Erzbergeſchen Standpunktes gegen die
Geſamtintereſſen des Deutſchen Peiches jſefen.“

Aus lanne
Der polniſche Kuhhandel in Defterreich.

Der Vorſtand des Polenklubs wurde vom Kaifer Karl
in Audienz empfangen. Vor der Abſtimmung über das
Brdgtzelproviſorium gab der Obmann 825
Polenklubs, Graf Bawerewſky, eine Erklärung ab, daß
die Polen zum Zeichen des Proteſte s gegen die von ihnen
bekämpfte Politik, durch welche die Gefühle und die Lebens
intereſſen des polniſchen Volkes verletzt werden, der öſterreichi-
ſchen Regierung für das Budgetproviſorium ihre C timmeverſagen, da ſie jedoch der ihnen an aller höchſter
Stelle zuteil gewordenen Zuſicherung vertrauen, t
die ihnen gewogene Politik des Kaiſers Franz Joſeph in Kra
treten und weiterhin beibehalten wird.
von der Bevölkerung die mit der Ausſchaltung des Por
verbundene Gefahr des Gewaltregimes abzuwendent, ſich
der Abſtimmungfernhalten.

Das Budgetproviſorium wurde hierauf angenommen.
8 1, enthaltend die allgemeine Ermächtigung für die Ausgaben
und Einnahmen, wurde mit 240 gegen 121 Stimmen ange-

rerrrent-
95 9

nommen. Dafür ſtimmten auch die deutſchen Sozialdemokraten
und die Ukrainer, dagegen ſtimmten die Tſchechen. die Süd
ſlawen und die polniſchen Sozialdemokraten. S 2, enthattend
die Kriegsausgaben, wurde mit 203 gegen 161 Stimmen an-
genommen. Dagegen ſtimmten neben den früher genannten

ruch di derttichen e eAbgeordneten n. 8 be
Verkannt.

Roman von Heda von Schmidt.

44] (Rachdruck verboten.Fred wußte, daß jeglichere ſtrengere Maßnahme ſeiner-
ſeits bei ſeinem Bruder auf einen erbitterten Widerſtand
ſtoßen würde. Es hieß für ihn alſo, wollte er Harald aus
den Banden der verführeriſchen Perſon löſen, außerordent-
lich vorſichtig und diplomatiſch zu Werke gehen. Er, Fred,
hatte ſeinen erſten Liebestraum ſeiner Stellung und ſeinem
Namen geopfert, obwohl dieſes Opfer gar nicht unbedingt
notwendig geweſen wäre, Harald durfte es nicht ſoweit
kommen laſſen, daß eine richtige Theaterprinzeſſin ſich in
die Familie eindrängte.

Fred war mit dem Vormittagsſchnellzuge in Lübeck ein-
getroffen und ſaß nun, nachdem er ſeine Kleidung gewechſelt
hatte, hinter einer Zeitung unten im Speiſezimmer im Hotel
Hamburg. Er wartete auf ein beſtelltes warmes Frühſtück.

An einem der Tiſchchen nebenan ging zwiſchen einigen
jungen Leuten augenſcheinlich Lübecker Patrizierſöhnen
die Unterhaltung lebhaft hin und her.

Anfangs achtete Fred nicht darauf, was dort geſprochen
wurde, es war vom Turf die Rede vom Segel- und Flug-
ſport. Dann viel plötzlich ein Name, der ihn jä aufhorchen
ließ.

„Heute früh
tungen Leute,

„Na, Sie brauchen doch deswegen keinen Trauerkrepp
anzulegen, Börsdorf. Sie hat die junge Dame ja ihrer Zeit
eklich abfallen laſſen, als Sie ſie zum Souper in die „Roſe“
im Ratskeller einluden“, rief jemand neckend.

„Sie war eben ſchon in feſten Händen.“
„Es heißt, daß ſie verlobt ſind.“
„Ach was, verlobt Leeres Gerede. Strodtmann

wird ſich ſchön hüten Dazu ſind dieſe Operettenprin-
zeſſinnen doch da daß man ihnen den Hof macht.“

„Strodtmann war heute früh natürlich auf der Bahn.“
Jawohl ſelbſtredend. Mit 'nem Roſenbuſch vom Um-

ſang eines ſoliden Autorades. Sehr korrekter Abſchied.
Die ſcheußliche a la Papagei aufgedonnerte Duenna bekam
auch beinah einen Handkuß von ihm.“

iſt die Santen abgereiſt“, ſagte einer der

Alſo, Schluß jetzt. Abfahrt. Konſul Löhnſtädt wird zufrieden
ſein, daß er von nun an vorausſichtlich ſeinen Volontär doch
dann und wann in den Kontorſtunden zu Geſicht bekommen
wird. Kann dem Strodtmann übrigens ſeine Paſſion nicht
verdenken. Verteufelt ſchöne Perſon. Die Augen! Na
und überhaupt die Raſſe. Alſo weihen wir dem verfloſſenen
Stern“ ein ſtilles Glas.“

Alles, was recht iſt,“ griff ein anderer den Faden des Ge-
ſprächs auf, „weder die Santen noch Strodtmann haben ſich,
genau genommen, irgend etwas, was der öffentlichen. Mei-
nung Grund zu einem Verdammungsurteil gibt zuſchulden
kommen laſſen. Es kommt bei manchen Dingen ja bloß dar-
auf an, ob man ſie durch eine bösartige Brille betrachtet
oder nicht.“

Für die Santen wäre ich jederzeit bereit, einzutreten
nahm der junge Börsdorf, ein Senatorenſohn, das Wort,
„um ſo mehr, da ſie meine recht dreiſte Soupereinladung ins
chambre ſeparee ausgeſchlagen hat und das in einer durch
aus damenhaften Weiſe. Alſo kein Wort weiter über Fräu-
lein Santen, wenn ich bitten darf. Unſer Theater verliert
viel an ihr. Sie iſt eine Gottbegnadete Künſtlerin auch
die Operette braucht „vom Genius Geküßte.“

„Bravo, Börsdorf, nachtragend ſind Sie nicht, das iſt
hübſch von Jhnen“, hieß es.

Fred verzehrte mit einer ſo gleichgültigen Miene ſein
Beefſteak, als horche er nicht angeſtrengt auf jedes Wort, das
drüben am Tiſch viel.

Dann wurde ihm ordentlich leicht ums Herz.
Die Sache mit der Santen hatte alſo, wie es ſchien, ein

Ende erreicht. Gott ſei Dank, vielleicht würde Harald nun
unter den Töchtern der Stadt Umſchau halten. Fred ſelber
war halb und halb dazu entſchloſſen, dem Bruder in dieſer
Hinſicht mit gutem Beiſpiel voranzugehen. Jetzt bot ſich ihm
die paſſenſte Gelegenheit dazu, ſich von Jrmgard Löhnſtädt
endlich das Jawort zu holen.

Silberhochzeit im Hauſe und Verlobung der einzigen
Tochter das gab einen hübſchen Abſchluß.

Fred traf Harald nicht zu Hauſe. Der Diener meldete
ihm, der Herr Baron wären auf der Generalprobe bei Kon
ſul Löhnſtädts.“

Fred hielt in dem eleganten Junggeſellenheim Umſchau,
ob nicht irgendwo Henriette Santens Bild zu erblicken wäre.

Doch er vermochte nirgens die Photographie der Sängerin za
en decken auf Haralds Diplomatenſchreibtiſch ſtanden bloß
in einem dreiteiligen ſilbernen Rahmen die Bilder feines ver
ſtorbenen Vaters, ſeiner Mutter und ſeines Bruders.

Jch werde
Fred den Diener, und ließ ſich in Haralds Schreibzimmer
in einem der Klubſeſſel nieder.

Vor ihm auf dem Marmortiſchchea
zwiſchen das ein Papiermeſſer geklemmnt

Mechaniſch ſchlug Fred die betreffende Stelle auf.
Die Züge nach Hoek van Holland ſtanden hier

merkt.
Eine Viertelſtunde erſchien erſchien Harald und zeigte

ftch ſehr überraſcht, ſeinen Brude bereits vorzufinden,
„O Fred, wie nett, daß du ſchon da biſt! Jch erwartete

dich erſt mit dem Nachmittagzuge. Wollen wir um Drei im
Ratskeller ſpeiſen? Darf ich dir bis dahin eine Erfriſchung
anbieten,? Nicht? Du haſt ſchon gefrühſtückt. Ja, man ſpeiſt
im Hotel Hamburg nicht ſchlecht. Wie geht es Mutter? Es
iſt doch nichts Ernſtliches mit ihrer Erkältung? Um 8 Uhr

lag ein Kursvuch,
war.

ver

geht es los bei Löhnſtädts. Scheußlich, dieſes Gehetze, dieſe
Magskeraden. Wenn ich mal meine Silberhochzeit feiery
ſollt

Er verſtummte jäh, preßte ſeine Lippen feſt aufeinander
und fuhr dann in einem erzwungenen leichten Ton fortz
„Jch habe mir neulich in Hamburg eine Jacht angeſehen
auf der Ulenhorſt war ein faſt ganz neues Boot zu haben.
Schick, aber doch nicht ganz nach meinem Sinn, mehr für
kleine Touren geeignet. Aber du redeſt ja keinen Ton, Freö
du rauchſt auch nicht, Hier, was darf ich dir anbieten,
wie iſt doch gleich deine Marke?“

„Lieber Htrald, du läßt mich ja nicht zu Worte kommen
bemerkte Fred lächelnd. Jhn täuſchte des Bruders ſorgloſ
Art nicht. Da ſteckte etwas dahinter. „Mutter iſt in Sorgen
deinetwegen, lieber Junge; ſie ſagt, deine Briefe wären
kurz, erzählten ihr ſo gut wie nichts von dir ſelber.“

Harald warf ſeine eben angerauchte Zigarette in den
marmornen Aſchenbecher und begann mit ſahrigen, ſchnellen
Schritten im Zimmer auf und nieder zu gehen.

(Fortſetzung ſolgt.)

Die „Deutſche Ztg.“ beſchäftigt ſich mit der künftigen Ge
ſtaltung Litauens und beſpricht die Beſtellung eines ſächſiſchen

Anlehnung Litauens an
Es ſcheine nun, als wenn

und litaniſchen
Monarchie von Erzberger bekämpft würde, der ſich für

S m mDie Polen werden, un

den Herrn Baron hier erwarten“, bedeutete
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treffend 6 Milliarden Kriegskredite, wurde in namentlicher Ab

P mit 203 gegen 163 Stimmen angenommen. Das
udgetproviſorium wurde hierauch auch in dritter Leſung an

enommen und die Sitzung geſchloſſen. (Kommentar über-
üſſig!)

neber die Löſung der Polenfrage im Verhältnis zu
OeſterreichUngarn

ſchreibt der „Tag“ u. a.: Auswärtige Einflüſſe, namentlich
W aus England, dem Meiſter in der Aufwiegelung,
ürften die Polen dazu ermutigt haben, alles auf eine

Karte zu ſetzen ein Spiel, das in der Geſchichte Polens
oft genug erwähnt iſt. Die Karte hat gegen ſie en tſchie-
den. Dieſe Entſcheidung berührt aber auch die Deutſchen
und den öſterreichiſchen Staat. Jene können es
nicht mehr dulden, die die Polen ihr Geſchick mitbeſtim-
men, indem ſie im Parlamente die Herrſchaftsgelüſte der
Tſchechen und Südſlaven unterſtützen, die Oeſterreich zertei
len, Ungarn verkleinern wollen im Geiſt der Kriegspolitik
der Feinde, deren Politiker damit rechnen, daß die Schwä-
chung Oeſterreich-Ungarns durch ſeine Zerlegung in
nationale Stagten ein vernichtender Streich gegen die
Grundlagen der Bündnispolitik Deutſchlands werden
könnte. Die dem revolutionärem Radikalismus anheim-
gefallenen Polen Oeſterreichs, die den größten Einfluß auf
ihre Volksgenoſſen in Kongreßpolen ausüben, haben durch
ihren offenen Anſchluß an die zerſetzenden Ele-
mente des öſterreichiſchen Slawismus die Grundlage
für die ſogenannte auſtro-polniſche Löſung der pol-
niſchen Frage ſelbſt zerſtört. Dieſe Löſung dürfte nun
kaum mehr in Betracht kommen. Die gegenwärtige
Haltung der Polen, die ſich ſo weſentlich von der Paſſivi-
tät unterſcheidet, mit der ſie die Zertrümmerung der
all ruſſiſchen Macht durch die Waffen der Mittelmächte
hinnahmen, iſt eine weltgeſchichtliche Warnung vor der
Aufrichtung eines unabhängigen Polenſtaa-t es. Der erſte politiſche Schritt der Lenker des im Werden
begriffenen polniſchen Staates war eine Unternehmung ge-
gen die Mächte, die ihn ſchufen. Dieſe Warnung muß ge-
hört werden, weil ſie in der Erkenntnis begründet iſt, daß
die politiſchen Führer eines Volkes, die in dieſem Augenblicke,
abgeſehen von Dankbarkeit, nicht über die Selbſtdiſziplin ver-
fügen, die nationale Begehrlichkeit in den Grenzen des politiſch
Möglichen zu zwingen, im Beſitze der vollen Unabhängigkeit
oder der Verbindung mit Oeſterreich auch nicht willens wären,
dieſe Grenzen zu ten. Mit der Erledigung der auſtrospol-
niſchen Löſung trilt nicht nur für die Deutſchen Oeſterreichs,
ſondern auch für den Staat Oeſterreich die polniſche Frage
als das Problem der inneren Neuordnung, der
Konſolidierung des Sraates, in den Vordergrund.

Aus Stadt und Umgebung
Paſſionsbibelſtunden.

Die bisher Montag abends 8 Uhr in der Herberge zur
Heimat ſtattgefundenen Paſſionsbibelſtunden werden von jetzt
ab zu derſelben Zeit in der „Kaiſer-Wilhelms-Halle“, 1 Treppe
gehalten.

Hinterbliebenenfürſorge.
In der letzten Sitzung ber Nationalſtiftung für die Hin

terbliebenen der im Kriege Gefallenen ſprach Geſchäfts
führer Guſtav Liebmann über „Hinterbliebenenfür-
ſorge“. Seinem Vortrag entnehmen wir folgendes: Wenn-
gleich bei der Hinterbliebenen verſorgung neben die geſetzliche
Hinterbliebenenbezüge und die widerruflichen Zuwendungen
auf Grund ds Arbeitseinkommens des verſtorbenen Kriegs-
teilnehmers die ſonſtigen Bewilligungen aus Heeresmitteln
und die Unterſtützungen im Wege der gemeindlichen Kriegs
wohlfahrtspflege treten, ſo reichen doch vielfach dieſe Be
züge nicht aus, um die Kriegshinterbliebenen bei der jetzigen
Teuerung aller Lebensbedürfniſſe vor Not zu ſchützen. Jn
beſondere Bedrängnis kommen oft die Kriegerwitwen, die nach
wie früher bei der Gewährung von Familienunterſtützung
als Kriegerfrau. Dieſen Witwen dürfen daher beim Vor-
liegen eines Bedürfniſſes für die Dauer des Krieges Unter-
tützungen aus Militärfonds gewährt werden.

Erhält die Kriegerwitwe keine Kriegsverſorgung, ſondern
nur die weit geringere allgemeine Verſorgung, ſo hilft die
Hinterbliebenenfürſorge in der Regel nicht dauernd, ſondern
nur vorübergehend mit Geldunterſtützungen, wenn nämlich
die Familie wirtſchaftlich ſelbſtändig war und die Auſſicht be
ſteht, daß ſie in abſehbarer Zeit wieder ſelbſtändig wird. Für
die übrigen Verwandten und Angehörigen, tritt die Hinter
bliebenenfürſorge ſowohl ein, wenn der Gefallene überwiegend
für ſie geſorgt, als auch, wenn er ſie weſentlich unterſtützt hat,
oder vorausſichtlich für ſie geſorgt hätte, falls er am Leben
geblieben wäre. Hier jſt die öffentliche Armenpflege aus-
geſchaltet, da die ſaatliche Familienunterſtützung deren Vor-
gusſetzungen ulchen Fällen meiſtens vorliegen, bis zur
Hebung der Vehürftigkeit beſtehen bleibt, und Armenfürſorge
und Kriegsfürſorge nicht nebeneinander laufen dürfen.

Einen erheblichen Ausbau hat auch die geſetzliche Ver-
ſworgung kinderreicher kriegsverſorgungsberechtigter Fami-
klien erfahren. Zunächſt erſchien es als Härte, daß diejenigen
Familien mit mehr als 4 Kindern, falls der Gefallene als
Gemeiner verſtorben war, mit mehr als 5 Kindern, wenn er
als Sergeant im Kriege geblieben war, eine Kürzung ihrer
alkgemeinen Verſorgung erfahren ſollten, lediglich weil die
Vollrente des Gefallenen andernfalls überſchritten wäre. Es
iſt daher beſtimmt worden, daß dieſen Hinterbliebenen die
geſetzlich vorgeſchriebene Kürzung im Wege einer Aus-
zleichzuwendung wieder zugeführt werden kann, ſofern ein
Bedürfnis dazu vorhanden iſt, und den Hinterbliebenen aus
geſetzlichen BVerſorgungsgebührniſſen und den Anſprüchen
auf Grund der Reichsverſicherungsgeſetze nicht bereits ein
r ginto nmen zufließt, als der Verſtorbene nachweis-
ich beſaß.

Bei unehelichen Kindern ſind neben den laufenden Zu
wendungen gus Staatsmitteln auch die Familienunter-
Kützungen weiter zu zahlen.

Um zu vermeiden, daß ſich die Hinterbliebenen wegen
Anskunftserteilung an private Auskunftsſtellen uſw. wenden,
wird erneut darguf aufmerkſam gemacht. daß die amtliche
Fürſorgeſtelle nach Feſtſtellung der ganzen Familien-, Ver
mögens- und ſonſtigen Verhältniſſe jederzeit in der Lage iſt,
den Hinterbliebenen beratend und helfend beizuſtehen.

Die vornehmſte Aufgabe der Fürſorge für die Kriegs
dinterbliebenen iſt die pörſönliche Fürſorge, die weniger in
Veldzuwendungen, als darin ihren Ausdruck finden ſoll,
zurch perſönliches Jntereſſe, freundliches Entgegenkommen
und liebevolle Bereitwilligkeit zur Beratung und Beſorgung
ler Geſchäfte. zu deren Erledigung die Hinterbliebenen
Albſt nicht imſtande ſind. Bei Ausübung der perſönlichen
ürſorge iſt im allgemeinen davon auszugehen, daß die
itwen und Waiſen der gefallenen Krieger nach Möglichkeit

n ihrer bisherigen Lebensſtellung erhalten bleiben. Jn erſter
Anie iſt darauf hinzuwirken, daß die Hinterbliebenen ſich
Hren Fähigkeiten entſprechend betätigen und den nötigen

nsunterhalt ſelbſt erwerben. Beim Vorkiegen wirklicher
muß ſogleich geholfen werden, daher wollen wir ſtets

18 Grundſatz gelten laſſen: Doppelt gibt, wer ſchnell gibt.
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t man währung einecht zu ängſtlich ſein. t t bitſe

Viele n jetzt mit ihren Kindern vorder Konfirm Da gilt es, im Einvernehmen mit der
Mutter dem Kinde einen Lebensweg zu weiſen und zu
ebnen, der ſeinen geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten ent-
ſpricht. Hervorſtechende Gaben und Fertigkeiten dürfen in
ungeeigneten Lebensberufen nicht verkümmern. Gleiche
Sorgfalt iſt aber auch bei den Kindern mit geringerer Be
gabung geboten, um ſie einem Berufe zuzuführen, in dem ſie
ſich nach ihren Neigungen oder ihrer ganzen Veranlagung
noch am vorteilhafteſten betätigen können.

Nach der Einnahme der Feſte Lüttich durch unſere ſieg-
reichen Truppen wurde in Berlin durch hochherzige Spender
der Grundſtein zu einer ſegensreichen Stiftung, der Natio-
nalſtiftung für die Hinterbliebenen der im Kriege Ge-
fallenen gelegt. Die Nationalſtiftung hat zurzeit einen ver-
fügbaren Vermögensbeſtand von 100 Millionen Mark. Dieſer
Betrag iſt gewiß eine hohe Summe, wenn man aber bei dem
gegenwärtigen Weltkriege ſich vor Augen führt, daß im Kriege
1870-71, der zu dieſem Völkerringen in keinem Verhältnis
ſteht, im Reichsinvalidenfonds die Summe von 531 Millionen
Mark aufgebracht war, und der verfügbare Beſtand der Na-
tionalſtiftung auf ſämtliche Provinzen zu verteilen iſt,
die Provinz Sachſen zählt allein über 25 900 Kriegswitwen
und rund 100000 Kriegswaiſen ſo iſt mit dieſem Betxage
doch ſorgfältig hauszuhalten.

Es dürfte noch nicht genügend bekannt ſein, daß außer den
allgemeinen Mitteln der Natſynalſtiftung noch Sonder-
ſtiftungen zur Verfügung ſtehen, die es ihr ermöglichen,
auch in beſonderen üher die Satzung der Nationalſtiftung
hinausgehenden Fällen Unterſtützungen zu gewähren, welche
ſind: „Kruppſtiftung“ 20000 000 Mk. zur Unterſtützung
kinderreicher Familien, bei denen zur Aufrechterhaltung einer
dem Stande des Vaters entſprechende Lebensſtellung der Fa-
milie, zur Ausbildung, Erlangung einer ſelbſtändigen Lebens-
ſtellung oder Verheiratung der Kinder die Mittel fehlen;
„Stiftung der Deutſchen Erdöl-Aktiengeſell-
ſchaft in Berlin“ 2000000 Mk. zur Unterſtützung auch
ſolcher Hinterbliebener, die nicht im Rechtsſinne für Hinter
bliebene zu erachten ſind wie uneheliche Kinder, Kinder aus
einer Vorehe, Pflegekinder, Schwiegereltern, Geſchwiſter und
ſonſtige Verwandte, kurz allen ſolchen Perſonen, die der Ge-
fallene infolge einer moraliſchen Verpflichtung tatſächlich
unterhalten oder weſentlich unterſtützt hat; Stiftung der
Vereinigten Cöln-Rottweiler Pulverfabri-
ken in Berlin“ 1000000 Mk. zur Unterſtützung von Eltern
gefallener Kriegsteilnehmer; Stiftung der Dynamit-
Aktiengeſellſchaft vorm. Alfred Nobel u. Co. in
Hamburg“: beſonders zur Unterſtützung der Hinterblie-
benen von Angehörigen des Hamburgiſchen Jnfanterieregi-
ment Nr. 76; „Stiftung der Hirſch. Kupfer Und
Meſſingwerke, Aktiengeſellſchaft in Halber-ſt ad t“ 5000000 Mk. zur Unterſtützung auch ſolcher Hinter
bliebenen, die bisher in beſſeren Verhältniſſen lebten, und
deren Familien denjenigen Kreiſen zu erhalten, denen ſie in-
folge der ſozialen Stellung des Gefallen angehörten.

Keinesfalls dürfen Arbeitswillige mit Vorenthaltung
einer Beihilfe beſtraft werden, während Arbeitsunluſtige, die
ſich mit den niedrigſten Lohnverhältniſſen zufrieden geben,
wenn ſie ſich nur nicht anzuſtrengen brauchen, Unterſtützungen
erhalten. Wer kein Bedürfnis hat, durch ſeine Händearbeit
ein Einkommen zu verbeſſern, ſoll mit dem Wenigen auszu-
kommen ſuchen, das geſetzlich geboten werden kann. Manche
verwitwete Frauen aber werden in der Heimarbeit, wenn auch
nicht die Gewinnung ihres Lebensunterhaltes, ſo doch eine ge-
wünſchte Ergänzung und Erhöhung ihres Einkommens
ſuchen. Zur Uebernahme ſolcher Hausarbeiten iſt nur mit
Vorbehalt zu raten, in einzelnen Fällen ſogar dringend davor
zu warnen; denn die Erfahrung hat gezeigt, daß dabei gar
häufig die Führung eines geordneten Haushalts und die Er-
ziehung der Kinder geſchädigt wird. Hierbei ſei beſonders vor
den Angeboten „Nebenarbeit, täglich 5 Mk. und mehr, ein
trägliche Heimarbeit“ gewarnt. Die Anleitung und das An-
fongsmaterial müſſen die Witwen für teures Geld kaufen,
dann werden die mit viel Mühe angefertigten Arbeiten, ſeiten
es tauſend Adreſſen, ſeien es 100 Muſterblümchen oder viele
Dutzen Riechkiſſen und Krawatten nicht einmal ſogleich ab-
genommen und bezahlt, im Gegenteil, ſie werden ſolange be-
anſtandet, bis den armen Leuten jede Arbeitsluſt verekelt iſt.
Die vielgerühmten Strickmaſchinen werden den Witwen zu
Wucherpreiſen aufgehängt. Nur ſelten bringen ſie einen der
Arbeit und dem aufgewendeten Kapital entſprechenden
Gewinn.

Schließlich ſei noch an rechtzeitige Einreichung der An-
träge auf Bewilligung der Rentenbezüge aus reichsgeſetzlichen
Verſicherungen erinnert. Die Witwen ſind immer wieder zu
befragen und in zweifelhaften Fällen zur Auskunftserteilung
an die amtliche Fürſorgeſtelle zu verweiſen.
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Bezugsſcheinerteilung nur in dringenden Fällen.
Nicht ſelten erſcheinen Leute auf den Bezugsſcheinſtellen,

die ihre Anträge nur damit zu begründen wiſſen, daß ſie noch
niemals einen Bezugsſchein verlangt haben. Antragſteller
dieſer Art gehen von gänzlich irrigen Vorausſetzungen aus.
Die Tatſache allein, daß jemand noch niemals einen Be
zugsſchein verlangt hat, verleiht ihm noch keinen Freibrief
auf Bewilligung von Kleidungsſtücken, auf die er keinen An
ſpruch hat. Das Recht, einen Bezugsſchein zu beantragen,
gewährt einzig der glaubwürdige Nachweis, daß man das
betreffende Kleidungsſtück dringend benötigt, d. h. der zu
läſſige Beſtand nicht vorhanden iſt. Wer einen Bezugsſchein
fordert, ohne in der Lage zu ſein, einen derartigen Nachweis
zu erbringen, beweiſt damit, daß er den Ernſt der wirtſchaft
lichen Lage noch immer nicht erfaßt hat.

Ausbeſſernngsſtuben.
Der Wohlfahrtsausſchuß einer ſüddeutſchen Großſtadt hat

eine Organiſation geſchaffen, die es den in der Rüſtungs-
induſtrie ſowie bei der Poſt- den Straßen und Eiſenbahnen
beſchäftigten Frauen und Mädchen ermöglichen ſoll, ſchadhaft
gewordene Kleidung und Wäſche für wenig Geld ausbeſſern
zu laſſen. Jn verſchiedenen Stadtgegenden werden Ausbefſſe-
rungsſtuben eingerichtet. Bedingung iſt, daß die Wäſche, die
zur Inſtandſetzung dorthin gegeben wird, ſauber gewaſchen
iſt und die Kleider gebürſtet ſind. Die Ausbeſſerung erfolgt
zum .Selbſtkoſtenpreiſe. Stofferſatzteile und Flicken ſind mit-
zuſchicken, während Nähfäden geſtellt werden. Es wäre er-
freulich, wenn dieſe Etnrichtung auch in anderen Städten
Nachahmung finden würde.

Keine Aenderungen auf Bezugsſcheinen.
Wie man aus Mitteilungen der Preſſe vielfach erſehen

kann, gibt es noch immer Leute, die keine Bedenken tragen,
auf bereits geſtempelten Bezugsſcheinen eigenmächtig Aende-
rungen vorzunehmen. Nicht immer iſt ein ſolches Vorgehen
auf das in ſittlicher wie volks wirtſchaftlicher Hinſicht gleich
verwerfliche Beſtreben zurückzuführen, ſich auf dieſe Weiſe in
den Beſitz einer größeren Anzahl von Kleidungs- oder
Wäſcheſtücken zu ſetzen, als man rechtmäßig zu beanſpruchen
hat. Vielmehr liegt mitunter bloße Bequemlichkeit vor. So
hat beiſpielsweiſe in einem Falle eine Frau ihren Bezugs-
ſchein zunächſt verfallen laſſen und, als ſie ſpäter doch von
ihm Gebrauch machen wollte, einfach den Kalendertag der
Ausſertigung geändert. Alle derartigen Eintragungen auf

werden jedoch als UrkundenBezugsſcheinen von Hand
fälſchung angeſehen und dementſprechend beſtraft.
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Wettin, 6. März. Unweit Döblitz wurde die Leiche ded
von Johanneshall gebürtigen Barbierlehrlings Schmidt,
welcher ſich in Halle in der Lehre befand, gelandet. Was den
jungen Mann in den Tod getrieben hat, iſt unbekannt.

„Du haſt mich nie geliebt! Gib mir meine Stiefeln wieder!“
Mit dieſen Worten zog in einen Zuge bei Erfurt ein

junger Mann ſeiner früheren Braut, die er im Abteil traf,
die Stiefeln von den Füßen, die er ihr früher geſchenkt hatte.
Das Mädchen mußte zum Gelächter der anderen Fahrgäſte
in Strümpfſen nach Haufe gehen.

Verſchiedenes.
Stendal, 6. März. Jn der Stadtverordnetenſitzung wur-

den u. a. folgende Haushaltspläne für 1918 feſtgeſetzt: der
kaufmänniſchen Fortbildungsſchule mit 38750 Mk., der Kanal-
verwaltung mit 11890 Mk. der Bauverwaltung mit 47 000
Mark und der Schlachthausverwaltung mit 60 000 Mk. Der
Haushaltsplan A der Gymnafiakverwaktung für 1917-19 kam
mit 130 080 Mk. zur Annahme. Für bedürftige Konfirman-
den gelangen 9000 Mk. zur Verteilung. Der Kämmereihaus-
haltsplan für 1918 wurde mit 1468 000 Mk. feſtgeſetzt. Als
Steuern ſollen erhoben werden 240 Proz. Zuſchlag zur Stagts-
einkommenſteuner, 240 Proz. zur Grund und Gebäudeſteuer,
240 Proz. zur Gewerbeſteuer und 200 Proz. zur Betriebſteuer.

Bad Harzburg, 6. März. Der Winter iſt hier noch
einmal in ſeiner ganzen Stärke eingetreten. Das Thermo-
meter zeigt einige Grad Kälte an, die Schneedecke liegt
10 bis 15 Zentimeter hoch, im Gebirge noch höher. Das Wild
fucht die Futterplätze von neuem auf. Die Poſt zwiſchen hier
und Braunlage verkehrt wieder mittels Schlittens.

Kaſſel, 6. März. Um der Möbelnot zu ſteuern, hat
die Stadt Kaſſel im Einvernehmen mit dem Roten Kreuz
eine Möbelwoche eingerichtet, in der von Hans zu Haus alle
Möbel und ſonſtiger Hausrat geſammelt werden ſollen.

Gerichtszeitung
Landgericht Magdeburg.

Der Arbeiter Otto Finke von hier ſtahl am 11. Februar
dem Jnſtandſetzungsamt des 4. Armeekorps durch Einſteigen
vier Paar Militärſtiefel, die ihm wieder abgenommen wurden.
Der Angeklagte erhielt wegen ſchweren Diebſtahls im
ſtrafſchärfenden Rückfall 2 Jahre 6 Monate Zuchthaus und
5 Jahre Ehrverluſt.

Wegen Diebſtahls und Hehlerei waren ange-
klagt: der Vorarbeiter Franz Nawroth, der Vorarbeiter Otto
Franke und der Rangierer Franz Ottilie von hier. Nawroth
nahm im Jahre 1917 wiederholt Kiſten mit Sohlenleder in
Verwahrung die ein Soldat dem Kriegsbekleidungsamte ge-
ſtohlen hatte, und brachte einen Teil der Sohlen an ſich. Die
Kiſten ſollten nach Berlin geſandt werden, wurden aber poli-
zeilich beſchlagnahmt. Franke und Ottilie ſtahlen im Dezem
ber auf dem Güterbahnhof Neuſtadt aus dem Schuppen eine
Kiſte mit 50 Zehntel-Kiſten Zigarren, die zu Nawroth ge-
ſchafft wurde, der ſie verſteckte. Später wurden die Zigarren
geteilt. Franke ſtahl ferner eine Kiſte mit 390 Flaſchen Wein,
die Nawroth ebenfalls annahm ſpäter öffnete und entleerete,.
20 Flaſchen Wein behielt er, 10 Stück gab er an Franke, außer
dem 50 Mk. Die Kammer verurteilte Nawroth wegen ge-
werbsmäßiger Hehlerei zu 2 Jahren Zuchthaus und 5 Jahren
Ehrverluſt, Franke wegen Vergehens gegen 8 133 Str.-G.-B.
in Tateinheit mit Diebſtahl zu 1 Jahr 6 Monaten, Ottilie zu
9 Monaten Gefängnis.

Der Breslauer Millionenbetrug vor Gericht.
Aus Breslau wird gemeldet: Hier begann der ſeit

Monaten mit großer Spannung erwartete Millionenbetrugs-
prozeß Gohla unter großem Andrang vor der dritten Straf-
kammer des Breslauer Landgerichts. Angeklagt ſind der
Magiſtratsbureauaſſiſtent Karl Gohla und ſeine Frau Martha
Gohla wegen fortgeſetzten gemeinſchaftlichen Betruges. Nach
der Anklage überſteigt der Betrag, um den die Gläubiger ge-
ſchädigt ſind, eine Million Mark. Gegen Frau Gohla richtet
ſich außerdem eine beſondere Anklage wegen Beſtechung
zweier Schutzleute. Es ſind 34 Zeugen geladen. Für die Ver
handlung ſind zwei Tage in Ausſicht genommen.

handel Vertfehr Bolkswirtſchaft.
Die Thüringer Zuckerfabriken

gründeten unter dem Namen Vereinigte Thüringer Zucker-
fabriken G, m. b. H. in Weimar einen neuen Verband.

Hypothekenſchutzbank Sachſen-Anhalt, A.-G., in Halle a. S.
Mit einem Stammkapital von einer Million Mark iſt in

Halle die Hypothekenſchutzbank Sachſen- Anhalt gegründet
worden. Die Aktien ſind Namensaktien von je 1000 Mk.
Gründer ſind die Herren: Theodor Lehmann, Gottwerth
Eiſenſchmidt, Friedrich Schönemann, Ernſt Frommann, Otto
Meiſe, Friedrich Ruhe, Carl Schulze, Hermann Riſſe, Albert
Strauchenbruch. Den erſten Aufſichtsrat bilden die Herren:
Juſtizrat Wolfgang Herzfeld, Oberbürgermeiſter Dr. Rieſe
(Eisleben), Rechtsanwalt Dr. Straſſer, Kaiſ. Präſ. a. D. Dr.
van der Borgth, Bankier Karl Pank, Erſter Bürgermeiſter
Heſſe (Deſſau). Den erſten Beirat bilden die Herren: Bau-
meiſter Ernſt Friedrich, Maurermeiſter Richard Richter, Zim-
mermeiſter Gottwerth Eiſenſchmiödt. Das Amt des Vorſtan-
des hat vorläufig Herr Architekt und Maurermeiſter Hermann
Pfeiffer, Halle a. S., übernommen.

Das Unternehmen ſteht in Verbindung mit der Deutſchen
Hauptbank für Hypothekenſchutz A.G. in Berlin und dem
Wirtſchaftsbund des Deutſchen Haus- und Grundbeſitzes. Die
Geſellſchaft übernimmt gegen eine geringfügige Abgabe für
den Hausbeſitzer den Hypothekengläubigern gegenüber unter
der Vorausſetzung, daß die Beleihungsbedingungen ihren

Vorſchriften entſprechen, die Sicherung dafür, daß die vom
Grundſtück zu tragenden öffentlichen Abgaben und Zinſen ge-
zahlt werden (Laſtenſchutz) ſowie ferner die Sicherung gegen
Ausfall der Hypothek dadurch, daß ſie den Eintritt der
Zwangverſteigerung voerhindert. Es iſt hierdurch eine
Beſſerung der Hypotheken verhältniſſe zu er-
warten, weil durch dieſe Sicherungsmaßregel die Neigung
zur Anlage von Hypothekenkapitglien erſtarken wird. Jn
einer Reihe anderer preußiſcher Provinzen und in verſchie-
denen Bundesſtagten ſind gleiche Jnſtitute bereits geründet,
teils im Entſtehen.

Nach den Satzungen der Geſellſchaft ſollen die Erträge,
ſoweit ſie 8 Proz. Zinſen überſteigen, den Hausbeſitzern
zugute kommen.

Vor der Gründung hielt vor den in großer Zahl erſchie
nenen Vertretern der Städte und der Haus und Grund-
beſitzervereine aus der Provinz und dem benachbarten An
halt Reichstags und Landtagsabgeordneter Dr. Arendt einen
Vortrag, der mit ſpontanem Beifall aufgenommen wurde.
Auf die hochintereſſante Ausführung und auf den Zweck des
Huvpothekenſchutzes kommen wir noch zurück.
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